
„FILMKUNST-FESTIVAL" 
vom 2. 6. bis einschl. 15. 6. 1972 

im Studio-Theater, Kortumstraße 51 
15.30 18.00 20.30 

Do., 1.6.72 
Polanski's „Das Messer im Wasser" 

Fr., 2. 6. 72 Schweden 1957 
Ingmar Bergman: „Wilde Erdbeeren" 

Sa., 3. 6. 72 Deutschland 1962 
Orson Welles: „Der Prozeß" 

So., 4. 6. 72 USA 1944 
Capra: „Arsen und Spitzenhäubchen" 

Mo., 5. 6. 72 Frankreich 1944 
Carne: „Kinder des Olymp" (16 u. 20) 
Di., 6. 6. 72 Frankreich/Italien 1960 

Alain Resnais: 
„Letztes Jahr in Marienbad" 

Mi., 7. 6. 72 Deutschland 1931 
Piel Lutzi: „Berlin Alexanderplatz" 

Do., 8. 6. 72 Frankreich 1949 
Jean Cocteau: „Orphee" 

2. Woche, Fr., 9. 6. 72 Frankreich 1959 
Jean Luc Godard: „Außer Atem" 

Sa., 10. 6. 72 Frankreich/Italien 1968 
Jean Luc Godard: „Week-end" 

So., 11. 6. 72 Frankreich 1961 
Francois Truffaut: „Jules und Jim" 

Mo., 12. 6. 72 England 1949 
Robert Hamer: „Adel verpflichtet" 

Di., 13. 6. 72 Frankreich 1959 
Francois Truffaut: 

„Schießen Sie auf den Pianisten" 
Mi., 14. 6. 72 USA 1916 

„Charlie Chaplin 
in seinen besten Grotesken" 

Do., 15. 6. 72 Frankreich 1947 
Jean Delannoy: „Das Spiel ist aus" 

Capitol „Actlon-Auslese" 
1. 8.: Erfolgswiederholung: Kubrick's „2001" 

(15.15 17.45 20.15) 
8. 6.: J. Lee Thompson: 

„Taras Bulba" 

Was war der Anlaß für diese 
Handlung der Staatsgewalt? 
Die drei Genossen haben in 

Eigenarbeit den alten grauen Mer- 
cedes des Verlages Roter Stern in 
der Bergstraße repariert. Um den 
Motor anzulassen, wurde der Wa- 
gen in Richtung Polizeipräsidium 
angeschoben, da hier das Gefälle 
der Straße genutzt werden konnte. 
Kurz vor dem Präsidium sprang bei 
dem anrollenden Wagen der Motor 
an; um ihn nicht ausgehen zu las- 
sen, fuhr ein Genosse noch ein 
paarmal um das Präsidium. 

Demonstration 

Frankfurt 

2. Juni 1972 

17.00 Uhr 

Hauptwache 
Für den 2. Juni, den 5. Jahres- 
tag der Ermordung Benno Ohne- 
sorgs, hat die Kote Hilfe Frank- 
furt zusammen mit anderen lin- 
ken Gruppen zu Demonstratio- 
nen gegen den Terror von Poli- 
zei und Justiz und die Verschär- 
fung der staaatlichen Repression 
aufgerufen. Frankfurts Polizei- 
präsident hat geäußert, es wer- 
de mit großer Sorgfalt geprüft, 
ob die Demonstration der Roten 
Hilfe verboten werden müsse 
(vgl. FAZ vom 27. 5.). 

Unterstützt die Frankfurter 
Genossen, zeigt Eure Entschlos- 
senheit, kämpft gegen die politi- 
sche Unterdrückung! 

Nachdem die letzten Arbeiten an 
dem Wagen in der Bergstraße be- 
endet wurden, unternahm ein Ge- 
nosse eine Probefahrt in Richtung 
Präsidium. Als er in die Bergstraße 
zurückfuhr, wurde er von einem 
Polly-VW-Bus verfolgt und ge- 
stoppt. 

Rote-Punkt-Demonstrationen, be- 
sonders hervortat), wurden die drei 
Genossen festgenommen mit der 
nebenbei erfahrenen Begründung, 
gegen die Insassen des Mercedes 
liefe eine Fahndung, und es be- 
stehe der Verdacht, sie hätten 
einen Bombenanschlag auf das Po- 
lizeipräsidium geplant. 

Die Behandlung im Polizeipräsi- 
dium war die übliche: 
— Beim Urinieren steht ein Polly 

daneben und schaut zu. 
— Das legitime Verlangen nach 

einem Anwalt wird ausschließ- 
lich damit beantwortet, daß man 
selbstverständlich das Recht ha- 
be, einen Anwalt zu benachrich- 
tigen, aber es sei momentan kein 
Telefon frei und zuerst müßten 
die erkennungsdienstlichen 
Maßnahmen durchgeführt wer- 
den. 

— Bei der sofortigen Leibesvisita- 
tion werden Taschenkalender 
und Aufzeichnungen durch- 
wühlt. 

— Trotz des Verlangens, endlich 
einen Anwalt zu holen, werden 
dem AStA-Genossen unter An- 
drohung von Gewaltmaßnahmen 
die Fingerabdrücke abgenom- 
men. 

— Als danach endlich ein Anwalt 
erscheint (der von Genossen be- 
nachrichtigt wurde, die die Fest- 
nahme zufällig gesehen hatten), 
wird die Beschuldigung dahin- 
gehend geändert, die drei Ge- 
nossen hätten einen Anschlag 
auf das CDU-Büro in der Berg- 
straße geplant, und ihre Aus- 
weispapiere seien gefälscht. Dem 
Genossen Diemer wurde vorge- 
worfen, er könne sich nicht aus- 
weisen. Sein Personalausweis, 
den er den Pollies immer wieder 
zeigte, wurde von diesen ein- 
fach ignoriert und ebenso oft 
zurückgegeben. 

Der Anwalt konnte weitere Über- 
griffe der Pollies verhindern und 
die Freilassung der drei Genossen 
nach über zwei Stunden reichen. 

Frage an die Trottel von der Bomben- 

front gegen die Arbeiterklasse (dem- 

nächst die Stuttgarter): Wollt Ihr Euch 

nicht lieber ein paar politischen Ge- 

nossen stellen und von Ihnen auslie- 

fern lassen? Das schafft uns 1. Euch 

vom Hals, das bringt uns 2. zweihun- 

derttausend Mark, mit denen wir eine 

Druckerei aufbauen können und Ihr 

habt 3. auch mal was für den Sozialis- 

mus getan und schließlich und endlich: 

dem Volke ist gedient! 

(übrigens: Welche politische Motiva- 

tion hatte eigentlich gestern die ano- 

nyme Bombendrohung gegen die RUB 

Das Studienbüro steht allen psychisch 

bedrängten zur Beratung offen) 

Am 6.—8. Juni wird gewählt. Und zwar der sogenannte „Sat- 
zungskonvent". Warum der AStA und die in ihm vertretenen 
Gruppen zum Boykott des letzten Uni-Parlamentes aufgerufen 
haben, nun aber zu den Wahlen zum Satzungskonvent aufruft, 
soll hier klargestellt werden. 

Rechtlicher Rahmen 
Lt. Hochschulgesetz NRW (HSG) 
hätte jede wissenschaftliche Hoch- 
schule im Lande NRW bis März 
1972 eine neue Uni-Satzung erar- 
beiten müssen, die den Vorschriften 
des HSG entspricht. Eine solche 
Satzung enthält Bestimmungen 
über die Organe der Universität 
(Konvent, Senat, Präsident), Grund- 
züge von Forschung (z. B. Geneh- 
migung von Auftragsforschung etc.) 
und Lehre (z. B. Grundzüge von 
Prüfungsordnungen), Bestimmun- 
gen über die Universitätsstruktur 
(z. B. Grundzüge der Fachbereiche) 
usw. usf. 

Die Erarbeitung einer solchen 
Satzung wird in einem kleinen, ar- 
beitsfähigen Gremium, der soge- 
nannten Satzungskommission, ge 
leistet, in der 3 Profs, 3 Assistenten, 
3 Studenten und 1 nichtwissen- 
schaftlicher Mitarbeiter sitzen. 

Die dort erarbeitete Satzung ist 
Beschlußvorlage für den Satzungs- 
konvent, ein mit 24 Professoren, 
12 Assistenten, 18 Studenten und 
6 nichtwissenschaftlichen Mitarbei- 
tern bestücktes Gremium, dessen 
einzige Aufgabe es ist, mit 2/3- 
Mehrheit eine neue Uni-Satzung 
(zuweilen auch Uni-Verfassung ge- 
nannt) zu verabschieden. Letzter 
Gang des Verfahrens: Der Wissen- 
schaftsminister muß die Satzung 
genehmigen. Soweit der rechtliche 
Dschungel. Im folgenden sind dar- 
zulegen: 
a) die Erfahrungen mit der z. Z. 
noch gültigen Hochschulsatzung 
oder Verfassung der RUB (Verf- 
RUB); 
b) die einzelnen Punkte, die auf- 
grund dieser Erfahrungen neu zu 
gestalten sind; 
c) die rechtlichen Rahmenbedingun- 
gen, die das HSG für eine neue 
Satzung setzt und schließlich 
d) warum trotz der desillusionier- 
renden Erfahrungen der letzten 
Jahre die im AStA vertretenen 
Gruppen glauben, noch so etwas 
wie eine autonome Selbstverwal- 
tung (hier: eigene Verfassungsge- 
bung) wahrnehmen zu müssen. 

Biedenkopf-Verfassung: 
sukzessive Desillusionierung 

Die z. Z. noch gültige VerfRUB 
(nach dem damaligen Rektor „Bie- 
denkopf-Verfassung genannt) glie- 
dert die Universität folgenderma- 
ßen: 

Organe der RUB sind: 
1.) das mit 19 Profs, 19 Assistenten, 
19 Studenten und 19 nichtwissen- 
schaftlichen Mitarbeitern ( vier- 
telparitätisch) besetzte Universi- 
tätsparlament (= UP); 
2.) der mit den 19 Dekanen bestük- 
te Senat, formell die Vertretung 
der Abteilungen, realiter allerdings 
die professorale Interessenvertre- 
tung; 
3.) das mit dem Rektor und 3 Pro- 
rektoren ausgestattete Rektorat, in 
dem die Profs gleichfalls unter sich 
sind. 

Das Wechselspiel von UP und Se- 
nat läuft nach dem Zweikammersy- 
stem (also ähnlich wie bei Bundes- 
tag und Bundesrat), d. h. der Senat 
muß bei fast allen Entscheidungen 
des UP seinen Segen geben, bevor 
sie rechtsgültig werden. Faktisch 
hat der Senat die Möglichkeit (die 
er auch eifrig wahrgenommen hat), 
alle wichtigen Beschlüsse zu torpe- 
dieren, indem er sein Plazet ver- 
weigert. Dies kommt einem Veto- 
recht der Professoren (qua Senat) 
in allen wichtigen Fragen gleich. 

Doch damit nicht genug. Das Rek- 
torat, was bestimmte Beschlüsse 
von UP und Senat zur Genehmi- 
gung durch den Wissenschaftsmi- 
nister nach Düsseldorf weiterzurei- 
chen hat, kann qua rechtlicher Be- 
anstandung dem Ministerium Hin- 
weise geben, wo gegebenenfalls sei- 
tens des Ministeriums Beanstan- 
dungen, die zu einer Verweigerung 
der Genehmigung führen, anzu- 
bringen sind. 

Ein großer Nachteil der VerfRUB 
ist zudem, daß dort keine Grundzü- 
ge der Abteilungsstruktur geregelt 
sind. Dies führte — trotz Verpflich- 
tung der Abteilungen, sich Abtei- 
lungssatzungen zu geben — zu 
einem Fortbestehen der hierarchi- 
schen Abteilungsstrukturen, wie sie 
bei der Gründung der RUB festge- 
legt waren, also beispielsweise Fa- 
kultäten mit allen Profs der betr. 
Abteilungen, 4 Assistenten (davon 
2 stimmberechtigt) und 4 Studen- 
ten (davon 2 stimmberechtigt). Daß 
die Erhaltung solcher Strukturen 
im Interesse der Profs war, ist 
klar. 

Die neue Verfassung: 
formale Absicherung emanzi- 
patorischer Hochschulpolitik 

oder Konfliktstrategie 
In der neuen, jetzt in Arbeit be- 
findlichen Verfassung (Verf) ergibt 

Verfaßten 

Stärkt die Linke 

im Satzungskonvei 

Fachschaften Philosophie, Sozialwissenschaften und Mathematik 
tu—r—»———i—n— 

sich die Möglichkeit, Grundzüge 
des Hochschulaufbaus und -gesche- 
hens unter Einarbeitung des Erfah- 
rungshintergrundes neu zu gestal- 
ten. Die Vorstellungen der Assi- 
stenten und Studenten sehen dabei 
folgendermaßen aus: 

Zunächst ist davon auszugehen, 
daß das HSG — trotz seiner Be- 
schissenheit (denn was an der Uni 
letztlich geschieht, wird zentral von 
Düsseldorf gesteuert) — der recht- 
liche Rahmen einer Verf. sein muß. 
Wir verfolgen also keine Strategie 
des Konflikts um jeden Preis. 

Der Konvent, gewissermaßen ein 
um einige Kompetenzen beschnitte- 
nes UP, wird an Wichtigkeit ver- 
lieren. Er beschließt im Rahmen 
seiner Kompetenzen abschließend, 
d. h. die Zustimmung des Senats zu 
seinen Beschlüssen fällt fort. Der 

■■ 
Konvent ist viertelparitätisch be- 
setzt. 

Der Senat wird das kleine, ar- 
beitsfähige Gremium mit vielen 
Kompetenzen sein. Auch er be- 
schließt abschließend. D. h.: es gibt 
kein Wechselspiel von Konvent und 
Senat mehr, die Kompetenzen bei- 
der Gremien sind voneinander 
scharf getrennt. Stimmberechtigte 
Mitglieder des Senats sind je zwei 
Profs, Assistenten, Studenten und 
nichtwissenschaftliche Mitarbeiter 
sowie acht Vertreter aus verschie- 
denen Wahlkreisen, die ohne Fest- 
legung der Gruppenparität gewählt 
werden. 

An der Spitze der Hochschule 
steht der Präsident. Also sog. „Prä- 
sidial"-Verfassung deswegen, weil 
der Präsident nicht — wie etwa der 

Fortsetzung auf Seite 3 

Wahlen zu dem Satzungskonvent 

bochumer Studenten zeitung 

Universität bochum u. Klinikum essen 

AStA-Mitglied und SAG-Genossen 

auf offener Straße festgenommen 

Ausbildung - Aufzucht der Arbeiterrasse 

Wer kann heute noch — nach Polizeieinsätzen an der Uni, 
Kriminalisierung politischer Organisationen der Studenten und 
Berufsverboten für Linke — jenen Ideologen glauben, deren 
Geschwätz von „Freiheit von Forschung, Lehre und Studium" 
von „Wissenschaft im Dienste 
wieder lauthals ertönt. 

Die Anwendung des Streikpara- 
graphen in Regensburg (s. letzte 
BSZ), die Relegationen von fort- 
schrittlichen Studenten in Bonn, 
Papaleka's Spitzelterror und De- 
nunziantentum, diese Maßnahmen 
sind nackte Tatsachen, keine Wahn- 
vorstellungen und Verfolgungs- 
ängste linker Gruppen; es handelt 
sich um Maßnahmen, mit denen 
die Bourgoisie im „Klassenkampf 
von oben" unter den Bedingungen 
sich verschärfender Widersprüche 
im Spätkapitalismus sämtliche An- 
sätze sozialistischer Theorie und 
Praxis zu zerschlagen versucht. 

Die Mosaiksteine einzelner ge- 
setzlicher Maßnahmen zur kapita- 
listischen Hochschulreform rücken 
immer dichter zusammen. Mit dem 
jetzigen Gesamthochschulerrich- 
tungsgesetz NRW kommen Kurz- 
studien, verschärfter Prüfungs- 
druck, Reglementierung und Diszi- 
linierung in vielfältigen Variatio- 
nen auf uns zu. 

Zur Methode 
Eine Analyse der neuesten Pläne 

kapitalistischer Hochschulreform 
kann nicht bei der moralischen 
Konstatierung der Diskrepanz von 
Reformideologie (Freiheit, Chan- 
cengleichheit, Emanzipation) und 
Realität des Wissenschafts- und 
Ausbildungsbetriebs stehen blei- 
ben. 

Sie muß vielmehr die Wider- 
sprüchlichkeit und Uneinheitlich- 
keit der Reformansätze als Aus- 
druck der im Kapitalverhältnis 
selbst angelegten Widersprüchlich- 
keit aufzeigen; dazu kann allein die 
Analyse des gesellschaftlichen Re- 
produktionsprozesses den Schlüssel 
für das Verständnis bildungspoliti- 
scher Probleme darstellen, d. h. es 
muß ein kategorialer Rahmen ge- 
schaffen werden, der allein die Er- 
fassung des Verhältnisses von Aus- 

des Fortschritts" gerade jetzt 

bildungssektor und Reproduktions- 
prozeß des Kapitals gewährleisten 
kann. Aus diesem Verständnis re- 
sultiert dann die Diskussion der 
verschiedenen sich uns als innere 
Notwendigkeiten des Kapitals dar- 
stellenden Erscheinungsformen im 
Hochschulbereich. Der somit herge- 
stellte Zusammenhang von innerer 
Gesetzmäßigkeit und empirisch er- 
faßter Ausdrucksform kann die 
Entwicklung adäquater Strategien, 
Taktiken und Verhaltensprinzipien 
gewährleisten. 

Unter diesen methodischen As- 
pekten sollen nach Aufzeigen der 
konkreten Maßnahmen zur Stu- 
dienreform und ihrer immanenten 
Widersprüchlichkeit in der hier ge- 
botenen Kürze drei Thesen zur po- 
litischen Ökonomie des Ausbil- 
dungssektors formuliert werden. 

Zentralisation 
Eine der Haupttendenzen des 

HRG und der anderen Maßnahmen 
zur Hochschulreform, die sofort ins 
Auge fällt, ist zweifelsohne die 
Zentralisation der Planung. Die ge- 
setzliche Grundlage für diese Akti- 
vität des Bundes wurde bezeichnen- 
derweise unter der „Großen Koali- 
tion" im Anschluß an die Rezession 
1966/67 geschaffen, indem Rah- 
menvorschriften über die allgemei- 
nen Grundsätze des Hochschulwe- 
sens in die „Gemeinschaftsaufga- 
ben" (Art. 75 GG) eingereiht wur- 
de. Galt es doch, dem Kulturföde- 
ralismus und der teilweise noch er- 
haltenen Selbstverwaltung der Uni- 
versität mit ihrer hierarchischen 
Struktur, die durch die ökonomi- 
sche Entwicklung überholt waren, 
ihren historischen Platz zuzuwei- 
sen. Hierbei stehen wir erst am 
Anfang einer Entwicklung. 

Konkret äußert sich die Zentrali- 
sierungstendenz zunächst in zahl- 
reichen Institutionen wie Wissen- 

schaftsrat, Deutsche Forschungsge- 
meinschaft, Bund-Länder-Kommis- 
sion etc. Die verschiedenen Gesetze 
wie Hochschulrahmengesetz (HRG), 

Bundesausbildungsförderungsge- 
setz, Hochschulbauförderungsgesetz 
und gesetzesnahe Pläne wie Perso- 
nalstrukturreform, Bildungsge- 
samtplan etc. lassen keine Zweifel 
offen, wohin der Weg geht. Am En- 
de fast jder Regelung steht die 
Genehmigung durch den zuständi- 
gen Minister. 

Gesamthochschule — 
Vereinheitlichung des 

tertiären Ausbildungssektors 
Die nun mehr oder weniger ein- 

hellig geforderte Integration der 
Fachhochschulen und Universitäten 
bedeutet Erhaltung der offensicht- 
lichen „Vorteile" der Fachhochschu- 
len. Alles, was die Universität noch 
an „Freiräumen" gelassen hatte, ist 
hier nicht mehr vorhanden. Das 
Studium ist in optimaler Weise ge- 
strafft und reglementiert und hat 

dadurch entsprechend disziplinie- 
rende Wirkung. Anwesenheits- 
zwang, exzessiver Prüfungsdruck, 
schulmäßiger Betrieb durch Verset- 
zung von Semester zu Semester, 6- 
Semester-Studiengänge — auf sol- 
che „Vorteile" will man in der Tat 
nicht verzichten. 

An diesem Punkt, nämlich dem 
6semestrigen Regelstudium, ergän- 
zen sich die gesetzlichen Maßnah- 
men der HRG. 

Nach § 7 BAFÖG wird nun bis 
zum „berufsqualifizierenden Ab- 
schluß" gefördert, der laut § 34 II, 
III HRG in der Regel nach 6 Seme- 
stern erreicht werden soll. 

Ziel der Vereinheitlichung des 
tertiären Ausbildungssektors ist 
neben der organisatorischen. vt.'- 
waltungs- und haushaltstechni- 
schen Effektivierung vor allem die 
Erhöhung der Durchlässigkeit zwi- 
schen verschiedenen Studiengängen 
und damit die Kooperation zwi- 
schen verschieden ausgerichteten 

Fortsetzung auf Seite 3 

Während dieser Zeit allerdings 
versuchten andere Pollies in die 
vermeintlich im Moment leere Pri- 
vatwohnung in der Bergstraße ein- 
zudringen und den Mercedes auf 
der Straße zu knacken, was aber 
rechtzeitig von anderen Genossen 
bemerkt wurde und verhindert 
werden konnte. 

Nach der Freilassung wurde der 
Wagen schließlich gründlich von 
Pollies durchsucht, wonach für die- 
sen Tag die Vorwände der Polizei 
erschöpft waren. 

Diese Maßnahme ist keine Ein- 
zelmaßnahme. Sie ist zwar eine ge- 
genüber den Notstandsgesetzen, 
den Berufsverboten, den Hambur- 
ger Erlassen, den Plänen zum Aus- 
bau des Bundesgrenzschutzes zur 
Bürgerkriegsarmee, der Militari- 
sierung und Zentralisierung des 
Polizeiapparates, der Ermordung 
der Genossen von Rauch und Weis- 
becker etc. kaum bemerkenswerte 
Aktion der Staatsgewalt, dennoch 
darf man nicht darüber hinwegse- 
hen, daß dieser Versuch, einige Ver- 
treter der studentischen Linken als 
Terroristen zu kriminalisieren und 
von der Straße weg zu verhaften, 
ein Bestandteil der großangelegten 
Kampagne ist, die Linke durch Po- 

Fortsetzung auf Seite 3 

Am Freitag, dem 26. 5., nahm die Polizei gegen 14.00 Uhr an 
der Bergstraße vor einer Privatwohnung den Sozialreferenten 
des AStA, Klaus Rothfahl (SAG) und zwei weitere Genossen, 
Uwe Krombach (SAG) und Dieter Diemer (Verlag Roter Stern) 
vorläufig fest. Ihnen wurde unterstellt, sie hätten ein Spreng- 
stoffattentat auf das Polizeipräsidium geplant. 

Das Vorgehen der Pollies 
Im Nu trafen drei oder vier wei- 

tere VW-Busse ein, dazu noch eini- 
ge Zivilfahrzeuge. Die Bergstraße 
wurde abgeriegelt, die Genossen 
von etwa 20 uniformierten und 
mehreren zivilen Pollies umgeben. 
Nach einigem Hin und Her mit den 
Pollies, die sich weigerten, ihre 
Kennkarten zu zeigen oder einen 
Grund für ihr Vorgehen zu nennen 
(wobei sich der Oberpolly Planckc, 
bekannt als Einsatzleiter bei den 
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Fathsthaffs 

*achr?.hien 

interdisziplinäre Veranstaltung: 

Zur Einschätzung von 

Internationalismusarbeit 

Rekurrierend auf die kritische Theorie wurde in der antiauto- 
ritären Studentenbewegung ein Verhältnis zwischen Staat und 
Individuum als Unterdrückungszusammenhang begriffen, hinter 
dem der Klassencharakter des bürgerlichen Staates nicht gese- 
hen wurde. Das unterdrückte Individuum fand die Identifika- 
tion und Solidarität mit den unterdrückten Völkern der „Dritten 
Welt", wo sich der Imperialismus in militärischer Eskalation zu 
manifestieren schien. 
Der US-Imperialismus wurde des 
Völkermordes angeklagt und man 
verurteilte die Gewalt an sich, oh- 
ne die historisch-materielle Be- 
dingtheit der jeweils konkreten Ge- 
walt zu reflektieren. Der Im- 
perialismus konnte nicht als Aus- 
drucksform des Kapitalismus gese- 
hen werden, als eine Form der 
Klassenherrschaft. 

Hinzu kommt, daß sich die BRD 
erst Anfang der sechziger Jahre 
von einem Auftragsgehilfen der 
USA zu einer eigenständigen im- 
perialistischen Macht entwickelte, 
und erst so die Voraussetzungen 
dafür gegeben waren, den Kampf 
gegen den Imperialismus primär 
als Kampf gegen das eigene im- 
perialistische System zu begreifen. 

Das inhaltliche und organisato- 
rische Problem besteht darin, die 
Internationalismus-Arbeit in ein 
politisches Gesamtkonzept zu inte- 
grieren, ausgehend von einem Ver- 
ständnis des Imperialismus als 
herrschendem Gesellschaftssystem. 

Seit der formalen Unabhängig- 
keit der Länder der „Dritten Welt" 
hat sich deren ökonomische und 
politische Abhängigkeit von den 
kapitalistischen Industrieländern 
noch verstärkt. 

Den kurzfristigen Profit- und 
langfristigen Systemsicherungsin- 
teressen der Metropolen wider- 
spricht es, ihre Vormachtstellung 
freiwillig aufzugeben. 

Deshalb wird es den meisten 
Ländern der „Dritten Welt" nicht 
möglich sein, ihren ökonomischen 
Rückstand aufzuholen und eine so- 
zial-emanzipatorische Entwicklung 
einzuleiten. 

Voraussetzung dafür wäre die 
Überwindung der kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse in den In- 
dustrieländern. 

Schwerpunktprogramm 
des internationalen 

Arbeitskreises Bochum 
1. Ausgehend von der Auffassung, 
daß noch keine Theorie existiert, 
die in der Lage ist, die momentane 
Politik der Metropolen gegenüber 
den unterentwickelt gehaltenen 
Ländern aus der allgemeinen Ka- 
pitalbewegung heraus zu erklären, 
ergibt sich eine Priorität der theo- 
retischen Arbeit als Voraussetzung 
für die Internationalismus-Politik 
(Aufarbeitung der klassischen Im- 
perialismustheorien und neuerer 
Ansätze). 

2. Weiterhin ist eine Analyse 
der existierenden Befreiungsbewe- 
gungen in ihrem konkreten Zusam- 
menhang notwendig. Gleichzeitig 

sollen Kontakte zu diesen Organi- 
sationen hergestellt werden. 

3. Die Befreiungsbewegungen 
müssen soweit wie möglich mate- 
riell unterstützt werden. 
4. Zusammenarbeit und Förderung 
antiimperialistischer ausländischer 
Organisationen, die ihre Funktion 
als Sprachrohr des Widerstandes 
in ihren Heimatländern sehen. Ver- 
suche der Behinderung und Zer- 
schlagung dieser Organisationen 
durch ausländische Geheimdienste 
und westdeutsche Behörden müs- 
sen verhindert werden, und in ge- 
meinsamen Aktionen agitatorisch 
umgesetzt werden. 

5. Entwicklung von Agitations- 
und Aktionsformen, die über die 
bisherigen Aktionsformen wie De- 
monstrationen und Teach-in hin- 
ausgehen und in der Lage sind, Stu- 
denten fachspezifisch anzusprechen 
und über den universitären Rah- 
men hinaus Ausländer- und Arbei- 
tergruppen zu mobilisieren. 

Der IAK wird in eigenen Ar- 
beitsgruppen, sowie in gemein- 
schaftlichen Arbeitskreisen von 
Gruppen und Organisationen ähn- 
licher Zielsetzung arbeiten. 

Bisher arbeiten im IAK 
folgende Projektgruppen: 

1. Projektgruppe Griechenland 
a. Unterricht (griech. Gastarbeiter) 

Deutschunterricht politische Bil- 
dung 
Sozialisation 
Ausländersituation 
Ausländergesetz 
Altarnativ-Schulbuch 
b. Information über politische Lage 
(monatliches Info dt./griech.) 
Bewußtseinsbildung 
bei deutschen und griechischen Ar- 
beitern. 
c. Aktionen zu konkreten Vorfällen. 
2. Projektgruppe Sozialwissenschaf- 
ten 
a. Imperialismus — Naher Osten 
(Tutorium Kruse Sem.) 
b. Befreiungsbewegungen — Süd- 
ostasien — Afrika 
c. Vorbereitung eines studentischen 
Seminars über Sozialismus in Ent- 
wicklungsländern 
(Tansania, befreite Gebiete Angola 
u. Mocambique) 
3. Projektgruppe Geographie — Ent- 
wicklungsländer und -politik 
Schulbuchanalyse „Dritte Welt", 
Schwerpunkt Lateinamerika — Al- 
ternativ-Schulbuch 

Vorbereitung von studentischen 
Seminaren über Entwicklungslän- 
der 
Treffpunkt für alle Interessenten: 
5. Juni 14.00Uhr BG 04/145 

Deshalb brauchen wir einen Arbeitskreis, der sich mit Fragen des 
Internationalismus beschäftigt. 

Das Kapital internationalisiert sich 

FVV Mathematik: Wahlsieg 

des ASOM (SAG)-Kollektivs 
Am 18. 5. 72 fand die Fachschaftsvollversammlung der Abtei- 
lung Mathematik statt, auf der die Wahl eines neuen Fach- 
schaftsrates auf der Tagesordnung stand. 
Der Bericht des alten FR, der aus 
4 ASOM- und SHB-Genossen be- 
stand, über die Arbeit im WS 71/72 
wurde zustimmend zur Kenntnis 
genommen. (Dabei muß man jedoch 
bemerken, daß über die Tätigkeit 
U. Wascheks SHB keine relevanten 
Aussagen gemacht werden konnten 
mangels Vorhandensein.) 

Zur Wahl des neuen FR stellten 
sich eine Liste der ASOM-Arbeits- 
gruppe Sozialistischer Mathemati- 
ker (SAG-Abteilungsgruppe) sowie 
zwei Mitglieder der BSU/SLH. 

Die Diskussion über die Konzep- 
tion der Fachschaftsarbeit ergab 
folgendes: die überwiegende Mehr- 
heit billigte das Konzept der 
ASOM, die Arbeit wie bisher kon- 
tinuierlich weiterzuführen und die 
Hochschulpolitik weiter gegenüber 
der bloßen Interessenvertretung in 
den Vordergrund zu rücken. Die 
Einzelheiten dieses Konzepts hatten 
die ASOM-Kandidaten in Kurzre- 
feraten vorgetragen. 

Die BSU/SLH-Kandidaten H. 
Wagner (Redaktion contrapunkt) 
und D. Meier (FR Physik) brachten 
zur Erläuterung ihrer Perspektive 
lediglich vor, wer interessiert sei, 
möge sich von einer im contrapunkt 
angegebenen Adresse entsprechen- 
de Broschüren schicken lassen. Die- 
ses großherzige Angebot erfüllte 
die VV allerdings lediglich mit gro- 
ßer Heiterkeit. 

Gipfelpunkt der politischen Ar- 
gumentation der beiden war dann 
schließlich das stolze Bekenntnis, 
auch Sozialisten in den Reihen der 
BSU/SLH zu haben, deren Namen 
auch nicht verschwiegen wurden: 
J. Reimann und J. Reichling. Da 
lachte nicht nur die VV, sondern 
auch sämtliche Hühner im Umkreis 
von mehreren Kilometern. 

Schließlich wurde dann gewählt: 
Die 6 Kandidaten der ASOM wur- 
den sämtlich mit einer beträchtli- 
chen Mehrheit gewählt, wohingegen 
die Kandidaten der BSU/SLH wie 
üblich weniger Ja- als Nein-Stim- 
men bekamen, etwa im Verhältnis 
1:7, und damit sang- und klanglos 
untergingen. 

Diese Wahl und die Zustimmung 
zum Konzept der ASOM zeigt, daß 
die Mehrheit der politisch interes- 
sierten Studenten hinter der SAG 
und ihrer Arbeit steht, daß für die 
von der SAG unmittelbar an der 
Basis in allen Abteilungen und Fä- 
chern geleistete Arbeit und Inter- 
essenvertretung keine Alternative 
besteht, daß „sozialliberales" Ge- 
schwätz die gebührende Resonanz 
findet. ^ 

Auch bei den Wahlen zum Fach- 
schaftsrat Philosophie setzte sich 
das aus 4 SAG-Genossen gebildete 
Kollektiv mit überwältigender 
Mehrheit (eine Gegenstimme) 
durch. 

Vollversammlung des Studentischen 

Fachverbandes Geographie (SFG) 

Vom 21. 5. — 23. 5. 72 fand in Ludwigshafen/Rhein die dies- 
semestrige Vollversammlung des SFG, des Fachverbands der 
Geographiestudenten in der BRD und W-Berlin statt. 

Als wesentliche Themen standen 
an: 

# Situationsberichte aus Geo- 
graphie-Instituten der BRD 

Es war festzustellen, daß die po- 
litische Arbeit der Studenten an 
Geographie-Instituten fast aus- 
schließlich von linken Gruppen ge- 
tragen wird. Für die nächste Zeit 
stellt sich die Aufgabe, mit den 
antirevisionistischen Gruppen (Bo- 
chum, Heidelberg, Marburg, Mün- 
chen) zusammenzuarbeiten. 

Da die Zerschlagung der Fach- 
schaften an einer Anzahl von Insti- 
tuten bereits „erfolgreich" war und 
Studentenvertreter dann unkon- 
trolliert in Gremien herummau- 
scheln — wobei sie in die Rolle von 
Kollaborateuren der bundesweiten 
Reaktion gedrängt werden — 
kommt es jetzt verstärkt darauf 
an, durch Mobilisierung und Orga- 
nisierung der Basis die inhaltliche 
Arbeit der Fachschaften weiterhin 
zu gewährleisten. 

Strategiediskussion zur wei- 
teren Arbeit an den Instituten 

Ausgehend von der Mobilisierung 
und Organisierung der Basis wurde 

beschlossen, durch überregionalen 
Zusammenschluß die inhaltliche 
Arbeit der Fachschaften und Ba- 
sisgruppen zu intensivieren und zu 
koordinieren. Auf dieser Ebene 
muß auch die Auseinandersetzung 
mit den einzelnen Hochschulgrup- 
pen geführt werden. 

Folgende Projektbereiche wurden 
angemeldet: 

Curriculumreform 
Geschichte der Geographie 
Imperialismus 
Länderkunde 
Tutorien 
Ungeklärt blieb jedoch noch das 

Verhältnis des SFG zu den geogra- 
phischen Fachverbänden der Assi- 
stenten, Lehrer, Professoren etc. 
sowie das Auftreten auf dem näch- 
sten Geographentag 1973 in Kassel. 

# Neuwahl des Vorstandes 
Nach Entlastung des alten Vor- 

standes (Bochum/Bonn/Göttingen) 
wurden Genossen der Basisgruppe 
,Roter Globus', Marburg, zum neu- 
en Vorstand gewählt. 

FÜR EINE ROTE ERDE! 
Basisgruppe Geograf. Bochum 

(SAG) 

TERMINE - QUALITÄT 

GRÜNDLICHKEIT 
. . . werden bei uns groß geschrieben. 

Wir drucken für Sie im Offsetverfahren Formulare, Skripten, 
Dissertationen und Broschüren in jeder gewünschten 
Auflage — bei kleinen Preisen, hoher Qualität und kurzen 
Lieferzeiten. 
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1 Berlin 21 , Bundesratufer 1 

Theorie und Praxis: 
Bd. 1 Die Polemik über die 
Generallinie der internatio- 
nalen kommunistischen Be- 
wegung 
Die Kritik der KP China an der KPdSU. 
670 S.. DM 12,— 
Bd. 2 J. Stalin, Fragen des 
Leninismus 
740 S., DM 16,50 
Bd. 4 Proletarier aller Län- 
der, vereinigt Euch gegen den 
gemeinsamen Feind! 
Leninismus und moderner 
Revisionismus in West- 
europa. 
Die Kritik der KP China. 440 S., DM 10,— 
Bd. 5 Aufbau des Sozialis- 
mus in Albanien 
Dokumente zur Weiterfüh- 
rung des Klassenkampfes 
im Sozialismus. 
Dokumente der Partei der Arbeit 
Albaniens, Reden von E. Hodscha; 
ca. 200 S., ca. 8,— 
Bd. 6 Kampf — Kritik — Um- 
gestaltung: proletarische 
Schule und Universität in 
China 
(Kommunistische Jugend- und Erzie- 
hungsarbeit I); Dokumente aus der 
Kulturrevolution. Im Vorwort: anti- 
autoritärer und kommunistischer 
Erziehungsbegriff, Erziehung als 
Bestandteil des Klassenkampfes im 
Sozialismus. 240 S., DM 8,50 

Proletarisch- 
revolutionäre Romane: 
K. Neukrantz, Barrikaden am 
Wedding 
260 S., mit Nachwort, Fotos und Doku- 
menten zu den Maikämpfen 1929, 
DM 6,- 

W. Schönstedt, Kämpfende 
Jugend 
230 S., mit Nachwort, Fotos und Doku- 
menten zur kommunistischen Jugend- 
arbeit, DM 6,— 
F. Gladkow, Zement 
Mit Dokumenten zur NEP, 350 S., 
DM 8,80 
W. Bredel, Maschinenfabrik 
N&K 
Mit Kommentar und Dokumenten zur 
Gewerkschaftspolitik der KPD, 226 S., 
DM 6,- 
Chou Li-Po, Orkan (2 Teile) 
Die Revolution auf dem 
chinesischen Dorf. 
Mit Kommentar und Dokumenten. 
1. Teil 288 S., DM 7,- 
2. Teil 384 S., DM 9.50 
A. Smedley, China kämpft 
Mit Fotos, Kommentar und Dokumenten 
400 S., DM 9,50 

Materialistische 
Wissenschaft: 
Bd. 1 Zum Verhältnis von 
Ökonomie, Politik und Lite- 
ratur im Klassenkampf 
Grundlagen einer historisch- 
materialistischen Wissen- 
schaft. 
267 S., DM 11,50 
Bd. 2 Von der kritischen zur 
historisch-materialistischen 
Literaturwissenschaft. 
4 Aufsätze. 
(Girnus, Lethen, Rothe), 160 S., DM 7.50 
Bd. 3 Großbürgerliche Auf- 
klärung als Klassenversöh- 
nung: Voltaire 
(G. Schneider, M. Meitzel), ca. 150 S., 
ca. DM 7,50 

Das rote Kinderbuch: 
Nr. 2 Die Rote Fahne 
Mit Illustrationen und Nachwort, 46 S., 
DM 5,— 
Nr. 3 Wie Said der Träumer 
zu Said dem Verräter wurde 
Mit Illustrationen und Nachwort, 55 S., 
DM 6,50 

Unser Almanach DAS ROTE 
HEFT und die angeführten 
Bücher sind erhältlich: 
Politischer Buchladen, 
Overbergstraße. 

Rektorat vor der Entscheidung 

Was gesamtgesellschaftlich in die Kette politischer Verfolgung 
und Disziplinierung eingegliedert werden muß, zieht auch nicht 
spurlos an der RUB vorbei. 
Was Studentenschaft und Assi- 
stentenschaft bereits seit langer 
Zeit der Öffentlichkeit zu vermit- 
teln suchten, wurde bei Amtsüber- 
nahme durch Rektor Grosse evi- 
dent: 

In bewährter Kooperation mit 
Staatsanwaltschaft, politischer Po- 
lizei (K 14) und Altfaschist Papa- 
lekas („Der Führer ist das Primäre, 
die Massen das Sekundäre", Zitat 
aus Papa's Dissertation) hatte Fail- 
lard — im Januar zum bislang här- 
testen Schlag zur Kriminalisierung 
studentischer Vertreter ausgeholt: 
9 1. In mehreren Veranstaltungen 
von Papalekas hatten Hunderte von 
Kommilitonen abteilungsaktuelle 
Probleme diskutiert. 

Faillard jedoch sah sich mittels 
seines wohl kaum vor Sachkompe- 
tenz strotzenden Justitiars Kleine 
veranlaßt, allein aufgrund der De- 
nunziation von Papalekas Strafan- 
zeige wegen Nötigung zu stellen. 
9 2. Faillard und Papalekas stell- 
ten Strafantrag wegen Hausfrie- 
densbruch, weil Kommilitonen, die 
von 11 bis 13 Uhr dienstags in 
Papa's Sprechstunde kamen, sich 
erlaubten, ihn zu fragen, wie er es 
mit dem Faschismus hielte. 
9 3. Faillard und Papalekas leite- 
ten der Staatsanwaltschaft irgend- 
ein Flugblatt zu, das kein Mensch 
in der Uni je gesehen hat (mit Aus- 
nahme natürlich unseres rechtsra- 
dikalen Raufboldes Papalekas); die- 
ses Flugblatt soll angeblich zur kri- 
minellen Bandenbildung im Sinne 

von § 129 StGB aufgerufen haben! 
Das Rektorat wird sich jetzt ent- 

scheiden müssen: entweder Fortset- 
zung der perfiden Kriminalisie- 
rung, Zersetzung und Disziplinie- 
rungswelle fortschrittlicher Studen- 
ten, oder das Rektorat stellt klar: 
9 Der von Faillard gestellte Straf- 
antrag entbehrt jeder sachlichen 
Nachprüfung jener Ereignisse des 
WS 71/72. 
9 Das Rektorat wird auf die An- 
tragsdelikte den Einfluß nehmen, 
der die Richtigstellung von Sach- 
verhalten zuläßt. 
9 Das Rektorat wird alles unter- 
nehmen, um klarzustellen, daß — 
zumindest was den Kenntnisbereich 
des Rektorats betrifft — der FR- 
SoWi keine kriminelle Vereinigung 
ist und daß es mit Erstaunen von 
derartigen Ermittlungen gegen in 
der Selbstverwaltung tätige Mit- 
glieder der RUB erfahren hat. 

Die Studentenschaft jedenfalls 
wird die Reaktion des Rektorats 
abwarten; sie wird aus dieser Re- 
aktion die Taktiken ableiten, die al- 
lein einer erfolgreichen Massenbe- 
wegung eine Kampfperspektive ge- 
gen die politische Disziplinierung 
und gegen die Berufsverbote für 
Demokraten und Sozialisten auf- 
zeigen können. 
KÄMPFT GEGEN ZUNEHMENDE 
AUSBEUTUNG UND POLITISCHE 
UNTERDRÜCKUNG AM AR- 
BEITSPLATZ, IN DER SCHULE 
UND AN DEN HOCHSCHULEN! 

Fachschaft SoWi 

„Wir brauchen mehr v. Magnis 

und weniger Westphalens!" 

Dieser Ausspruch von CDU-MdL Brüggemann (vielleicht Wahl- 
kampfhilfe für die BSU?) kennzeichnete zwei Fronten auf einer 
Arbeitstagung am 11. 5. 72 anläßlich der Ruhrfestspiele Reck- 
linghausen. Diskutiert werden sollte unter dem Motto „Gesamt- 
hochschule — Ideologie oder Notwendigkeit", zu dem P. Hauck 
(Essen) einige Thesen erstellt hatte. 
Sogar Technokrat Westphalen, 
der zuweilen kritische Tendenzen 
zeigt, war sowohl Brüggemann wie 
Wissenschaftsminister Rau zu 
links. Die beiden Lager in der ca. 
ISköpfigen Diskussionsrunde waren 
mit verschiedenen Vorstellungen an 
das Thema herangegangen. Die 
eine Gruppe, Ministeriale und an- 
dere Technokraten, wollten über 
die Frage „Wie machen wir denn 
nun die Hochschulreform?" disku- 
tieren, die anderen über die Frage 
„Wem dient eigentlich die ja schon 
eingeleitete Hochschulreform?" 

Eine weiterführende Diskussion 
kam nicht zustande. Wissenschafts- 
minister Rau hörte sich bis mittags 
mit hintergründigem Lächeln die 
kontroversen Standpunkte an, holte 
dann in einer Stellungnahme zum 
vernichtenden Schlage gegen seine 
Kritiker aus, ohne ihnen eine Ge- 
legenheit zu einer Replik zu lassen, 

und verließ dann das Lokal. 
Das einzige, was man als Erfah- 

rung hat mitnehmen können, bleibt 
die Feststellung eines Schwenks in 
der Argumentation des Ministe- 
riums. Es wird nicht mehr bestrit- 
ten, daß die Planung nach dem Ar- 
beitskräftebedarf vorgenommen 
wird. Das sonst als konstitutiver 
Vorteil unserer Gesellschaft präsen- 
tierte Recht der freien Wahl der 
Ausbildungsstätte und des Berufes 
denunziert sich damit als Ideologie. 
Um so besser: wir werden also in 
Zukunft nicht mehr den Beweis 
führen müssen, daß überhaupt nach 
Bedarf geplant wird. Wir werden 
nur noch zu zeigen haben, daß die- 
ser Bedarf Ausfluß des Interesses 
der Kapitalistenklasse ist. 

Ansonsten war das Gespräch für 
die Katz! 

So etwa muß es bei den Land- 
tagshearings auch gewesen sein. 
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Ausbildung — Aufzucht der Arbeiterrasse 

Fortsetzung von Seite 1 
Bereichen einer Fachrichtung. Für 
die voneinander getrennten Stu- 
diengänge besteht dann die Mög- 
lichkeit des individuellen Studien- 
Wechsels ebenso wie die Möglich- 
keit der Kanalisierung und Steu- 
erung von Studenten in verschiede- 
ne Ausbildungsbereiche je nach den 
über die staatliche Bürokratie ver- 
mittelten Arbeitsmarktkonstella- 
tionen. 
Studien- und Berufsberatung 
Studienberatung ist nur denkbar 

als Berufsberatung, die sich am Ar- 
beitsmarkt und dem langfristig zu 
erwartenden Trend orientiert. Eine 
bereits im Sekundars chulbereich 
beginnende Berufsberatung setzt 
sich im Tertiärschulbereich als sog. 
„studienbegleitende Studienbera- 
tung" (§ 39 HRG) fort. Voraussicht- 
lich wird ihre Inanspruchnahme 
obligatorisch sein (so die Vorstellun- 
gen des Wissenschaftsrates), denn 
nur so ist in etwa dem Arbeits- 
kräftebedarf Rechnung zu tragen 
und vor allem auch garantiert, daß 
die Resultate der ideologischen In- 
doktrination laufend überprüft wer- 
den können. 

Numerus clausus 
Dazu — als Lenkungsmittel hö- 

herer Stufe — wrd der Numerus 
clausus institutionalisiert. § 29 HRG 
stellt zwar den Numerus clausus 
als notwendiges Übel dar, dessen 
Kurzfristigkeit betont werden soll, 
aus Äußerungen von NRW-Wissen- 
schaftsminister Rau jedoch ist zu 
entnehmen, daß der Numerus clau- 
sus auch langfristig als Lenkungs- 
instrument zur Anpassung an den 
Arbeitskräftebedarf erhalten blei- 
ben soll. 

Forschung 
Angesichts der faktischen Ausla- 

gerung der Forschung (85 Prozent 
der Forschung findet nicht mehr in 
der Uni statt) ist es nicht schwer, 
Deklarationen wie „Einheit der 
Forschung und Lehre" in den rich- 
tigen Zusammenhang einzuordnen. 

Näheres dazu in der nächsten 
BSZ. 

Parallel zu der zunehmenden 
Auslagerung der Forschung laufen 
auch die Versuche, Eliteuniversitä- 
ten wie GmbH-Universitäten, Ma- 
nagement-Schools, Bundeswehr- 
hochschulen etc. zu errichten, in de- 
nen die ideologische Indoktrinie- 
rung der Führungskräfte für Wirt- 
schaft und Verwaltung ungestört 
erfolgen kann. _ 

Immanente Widersprüche 
der Studienreform 
(übernommen aus: 

„Kapitalistische Hochschul- 
reform", Marxistische Gruppe 

Erlangen-Nürnberg) 
Selbst bei einer nur groben Be- 

schreibung der geplanten Reform- 
maßnahmen müssen einem eine 
Reihe von ümgereimtheiten, Para- 
doxien und Widersprüche auffallen, 
die sich fast durch sämtliche Stu- 
dien- und Prüfungsreformmaßnah- 
men ziehen. Gemeint sind nicht 
etwa Widersprüche zwischen ideo- 
logischer Deklamation bestimmter 
akademischer Freiheiten und ihrer 
faktischen Liquidierung, nicht also 
Widersprüche zwischen der tradier- 
ten Idealität akademischer Usancen 
und Vorstellungen und der Reali- 
tät von bürgerlicher Wissenschaft, 
Wissenschaftsorganisation und ih- 
rem Verhältnis zu Staat und Kapi- 
tal. 

Angesichts der zunehmenden 
Schwierigkeit ideologischer Ver- 
schleierung verzichten sogar Unter- 
nehmerverbände und einige Politi- 
ker weitgehend darauf (s. Artikel: 
„Wir brauchen mehr von Mag- 
nis ...", S. 3) und vertrauen auf die 
geschaffenen und zu schaffenden 
Repressionsmaßnahmen. 

Die Widersprüche, um die es hier 
geht, sind solche der Realität selber, 
die zunächst in ihrem oberflächli- 
chen Ausdruck als Widersprüche 
zwischen bestimmten Maßnahmen 
selbst benannt werden sollen. 

Durchgehendes Merkmal ist die 
Studienzeitverkürzung. Zwei- 
bis dreijährige Studiengänge 
sollen in großem Ausmaß neu 
eingeführt werden, das Studium 
soll gestrafft und komprimiert 
werden. Auf der anderen Seite 
wird jedoch die Forderung nach 
Verbreiterung des Grundwis- 
sens nach methodischer und 
autodidaktischer Qualifizierung 
gestellt. Kompression der Aus- 
bildungsgänge und Verbesserung 
des allgemeinen Grundwissens 
(im Gegensatz zur Spezialisie- 
rung) stehen recht unversöhn- 
lich gegenüber. 

— Einen Ausweg aus diesem Wi- 
derspruch böten verschärfte 
Reglementierung, Verschulung, 
stärkerer Leistungsdruck in den 
Studiengängen an. Wie sich dies 

jedoch verträgt mit den Hinwei- 
sen auf stärkere Berücksichti- 
gung von Selbständigkeit und 
Kreativität, mit Forderungen 
nach selbständigem Problemlö- 
sungsverhalten und Verantwor- 
tungsbereitschaft, muß offen 
bleiben. 

Ein weiterer Widerspruch 
kommt zum Ausdruck, wenn auf 
der einen Seite die allgemeine 
Berufsfeldqualifizierung zum 
Ziel gemacht wird, auf der an- 
deren Seite der Mangel an pra- 
xisnahen Ausbildungsgängen 
beklagt wird. Die Praxis beruf- 
licher Tätigkeit ist immer das je 
Besondere. Praxisnähe meint 
somit Nähe zum Besonderen der 
jeweiligen konkreten Tätigkei- 
ten. Berufsfeldqualifizierung 
dagegen hebt auf das Allgemei- 
ne ab, das sich gerade von un- 
mittelbarer Praxis entfernt. 
In spezifischer Weise erscheint 
dieser Widerspruch auch in der 
Trennung zwischen forschungs- 
und anwendungsorientierten 
Studiengängen. Betont die Tren- 
nung in solcherart unterschied- 
lich akzenturierte Studiengänge 
auf der einen Seite die Tren- 
nung zwischen allgemeiner For- 
schung und der sich jeweils be- 
sonderen Anwendung vori 
Forschungsresultaten, so wird 
doch auf der anderen Seite be- 
tont, daß auch das anwendungs- 
orientierte Studium nicht aus- 
komme ohne methodisches Wis- 
sen, allgemeines Grundlagen- 
wissen, exemplarische For- 
schungserfahrung etc. Die Tren- 
nung soll also durchgeführt wer- 
den (bzw. beibehalten) und zu- 
gleich doch partiell aufgehoben 
werden. 
Ebenfalls auf diesen Wider- 
spruch sind die unterschiedli- 
chen Kriterien zur Stuerung der 
Auszubildenden nach den 
Markterfordernissen zurückzu- 
führen. Wird auf der einen Seite 
Flexibilität und Durchlässigkeit 
der Gesamtstruktur großge- 
schrieben, so werden doch auf 
der anderen Seite Strukturen 
entworfen, die eine frühzeitige 
Berufsorientierung nahelegen 
(Sekundarstufe II). Gestützt auf 
eine als Studienberatung be- 
grifflich getarnte Berufsbera- 
tüngr~3ie sich nach dem aktuel- 
len Stand von Angebot und 
Nachfrage nach qualifizierten 
Arbeitskräften richtet, werden 
früh Berufs- bzw. Berufsfeld- 
entscheidungen getroffen, die 
selbst durch eingeplante Brük- 
ken- oder Liftkurse nicht mehr 
hinreichend zurückgenommen 
werden können. 

— Daß derartige Berufsberatun- 
gen, die sich an Marktlage orien- 
tieren, obendrein recht zweifel- 
haft sind, hat bereits die bür- 
gerliche Bildungsökonomie er- 
kannt. Die sich qualitativ und 
quantitativ immer schneller ver- 
ändernde Bedarfslage weist eine 
Berufsberatung, die sich als ra- 
tional ausgibt, als scheinrational 
aus, da die jeweils aktuelle Be- 
darfslage nicht durch Trendana- 
lysen zu erfassen ist. 

— Flexibilität als Forderung nach 
möglichst hoher Adaptivität der 
Hochschule an sich verändern- 
de Bedarfslagen konfiingiert im 
übrigen mit den Einsparungs- 
postulaten, die sich in Kompres- 
sionsmaßnahmen ausdrücken. Je 
komprimierter Ausbildungsgän-. 
ge angelegt sind, desto frühzei- 
tiger müssen Berufsentscheidun-| 
gen fallen. Je früher diese aber 
getroffen werden, desto schwe- 
rer sind Flexibilität und Durch- 

, lässigkeit, Umorientierung und 
[I Studiengangwechsel zu realisie- 

ren. 
— Das Lavieren zwischen konseku- 

tiven und parallelen (alternati- 
ven) Modellen der Studien- 
gangsorganisation hat gleich- 
falls hierin seine Ursache. 

Das all diesen Widersprüchen zu- 
grundeligende Verhältnis von theo- 
retischer Ausbildung auf verschie- 
denen Ebenen von Allgemeinheit 
und Wissenschaftlichkeit und 
praktischer beruflicher Tätigkeit 
bzw. Verwendung von Qualifika- 
tionen in je besonderer konkreter 
Tätigkeit, von Studium und Beruf, 
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kommt auch in allen anderen Ele- 
menten der Studien- und Prüfungs- 
reform zum Ausduck (Studienab- 
schlußprüfung — Berufseingangs- 
prüfung; Studienberatung — Be- 
rufsberatung; nur Hochschulvertre- 
ter in den Studienreformkommis- 
sionen oder auch Berufsbereichs- 
vertreter etc.). An diesem Verhält- 
nis wird auch weiterhin die Ana- 
lyse anzusetzen haben. 

These I 
Unter kapitalistischen Produk- 

tionsverhältnissen ist die den ge- 
sellschaftlichen Produktionsprozeß 
bestimmende Notwendigkeit die der 
Verwertung; das bedeutet, unter 
eben jener vorgegebenen Ziel- und 
Zwecksetzung lassen sich im weite- 
sten Sinne sowhl Organisation als 
auch Inhalt allgemein gesellschaft- 
licher und wissenschaftlicher Arbeit 
subsumieren. Wissenschaft in kapi- 
talistischen Gesellschaftsformatio- 
nen ist also notwendig vorbe- 
stimmt; kann somit leicht als durch 
interessenbedingt entlarvt wer- 
den;1) macht jedoch zugleich den 
durch Wissenschaft und Technik 
bedingten „Fortschritt" als wider- 
sprüchlich evident. Denn die objek- 
tive Notwendigkeit technologischen 
und organisatorischen Fortschritts 
(vermittelt durch Konkurrenz und 
Jagd nach Extraprofiten) ist einer- 
seits nur „Mittel seiner selbst" 
(Marx) und nicht Zweck; zum an- 
deren bedeutet jene besondere 
Qualität des wissenschaftlich tech- 
nischen Fortschritts ein Untergra- 
ben der auf dem Antagonismus von 
gesellschaftlicher Arbeit und priva- 
ter Aneignung beruhenden Produk- 
tionsverhältnissen. 

These II 
Der Ausbildungssektor, betrach- 

tet als institutioneller Bereich im 
Reproduktionsprozeß, besitzt selbst 
keinen Eigenwert und ist auch nicht 
— im Sinne bürgerlicher Apologetik 
— (Vgl. die abstrakten Verweise 
bürgerlicher Bildungsökonomen auf 
eine quasi naturwüchsige Eigendy- 

namik fortgeschrittener Industrie- 
gesellschaften.) autonom, sondern 
übernimmt die Funktion der Her- 
anbildung des Arbeitsvermögens, 
welches sich als wahre Arbeitskraft 
auf dem Markt gegen Lohn aus- 
tauscht: Die jeweilige Qualifikation 
stellt hier den Wert der Arbeits- 
kraft dar. 

Hinter der „Bildung der moder- 
nen Industriegesellschaft" verbirgt 
sich also der „Ausbildungsprozeß 
als Prozeß der Aufzucht der Arbei- 
terklasse". Es wäre hier zwar noch 
zu unterscheiden, welche Funktio- 
nen die Arbeitskraft im gesamtge- 
sellschaftlichen Reproduktionspro- 
zeß einnimmt — z. B. unmittelbar 
produktiv, Wert und Mehrwert 
schaffend, Herrichtung und In- 
standhaltung der Arbeitskraft, Ar- 
beit in der Zirkulation, Arbeit der 
Repression, von Ideologieerzeu- 
gung bis hin zum Militär — dies 
kann jedoch an dieser Stelle nicht 
weiter diskutiert werden. 

These III 
Das Verhältnis von Ausbildungs- 

sektor zum produzierenden Sektor 
stellt sich uns in diesem Kontext 
also wie folgt dar: 

Der Ausbildungssektor wird aus 
der gesamtgesellschaftlichen Reve- 
nue finanziert; wobei über Umver- 
teilungsmechanismen und Modali- 
täten hier nichts ausgesagt werden 
soll. Damit verbunden ist, daß die 
Aufwendungen zur Qualifizierung 
der Ware Arbeitskraft im Ausbil- 
dungssektor die Kürzung des akku- 
mulationsfähigen Teils des Mehr- 
werts zur Folge haben. Somit er- 
scheint die Widersprüchlichkeit 
zwischen Notwendigkeit und Gren- 
ze evident: 

Einerseits auf der Gebrauchs- 
wertseite Anpassung der Quali- 
fikationsstruktur der Ware Ar- 
beitskraft an die Erfordernisse 
des technologisch bedingten Ar- 
beitsprozesses, andererseits Sen- 
kung der Mehrwertrate durch 
Erhöhung des Tauschwerts der 
Ware Arbeitskraft und Senkung 
der Profitrate durch Verminde- 
rung des akkumulationsfähigen 
Teils des Mehrwerts für die ge- 
samtgesellschaftlichen Repro- 
duktionsbedingungen. 

„So erscheinen die .Kompres- 
sionstendenzen' (Kurzstudium, Ge- 
samtschule, technologisch bedingte 
Lehr- und Lernmethoden) im Aus- 
bildungssektor als staatlicher Ver- 
such, innerhalb des Spielraums zwi- 
schen Notwendigkeit der Qualifi- 
zierung und Grenzen der Verwer- 
tung noch möglichst viel durch 
Steigerung der Effizienz hineinzu- 
pressen, also um das Verhältnis von 
Input und Output zu optimieren." 
(Altvater, Materialien ..., S. 22) 
*) Jedoch die bloße Denunziation von hinter 

Wissenschaft und Bildung stehenden Kapi- 
talinteressen kann die Dimension morali- 
scher Kritik schlecherdings nicht über- 
schreiten, sie muß notwendig ideologisch 
bleiben (vergl. DKP und Spartakus). 
Anmerkung: Die nächste BSZ 

wird schwerpunktmäßig diese The- 
matik weiterführen unter besonde- 
rer Berücksichtigung des Ord- 
nungsrechts und der politischen Un- 
terdrückung. 

Wahlen zum Satzungskonvent 
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Rektor — Prof. sein muß. Senat, 
Konvent und Präsident sind Orga- 
ne der Hochschule im Sinne des 
HSG. Kontrolliert wird der Präsi- 
dent durch einen 4-köpfigen Bei- 
rat, in dem jeweils ein Vertreter je- 
der Mitgliedsgruppe sitzt. Der Bei- 
rat berät alle Entscheidungen des 
Präsidenten vor. 

Die Struktur der Fachbereiche 
(„Fachbereich" = „Abteilung") 
sieht so aus: 

eine Fachbereichsversammlung 
mit Viertelparität beschließt u. a. 
über Satzungsänderungen, den 
Haushalt, Besetzung von Stellen 
etc.; 

die Fachbereichsleitung (2 Profs, 
1 Assistent, 1 Student, 1 nichtwis- 
senschaftlicher Mitarbeiter) berei- 
tet Beschlüsse der FB-Versamm- 
lung vor und führt sie aus. Sie ko- 
ordiniert die Arbeit der verschiede- 
nen FB-Kommissionen. 

Im Bereich von Studium und 
Lehre sieht die Verf. eine Kontroll- 
kompetenz für den Senat vor. An- 
satzpunkte und Möglichkeiten für 
die Einrichtung von Reformstu- 
diengängen (z. B. Projektstudien, 
in denen von einer Aufgabenstel- 
lung her mehrere Wissenschaftsge- 
biete ineinandergreifen werden), 
sowie allgemeine Bestimmungen 
über die Studienfreiheit, Studien- 
pläne und -Ordnungen sind in die 
Verf. eingebaut. 

Realisationschancen? 
Nun ist ja bekannt, daß aufgrund 

der Vergesellschaftung der Ausbil- 
dung unter Beibehaltung ihrer pri- 
vaten Verwertung — oder anders 
— aufgrund der Tatsache, daß die 
Ausbildung notwendigerweise eine 
staatlich organisierte „Gemein- 
schafts"-Aufgabe ist, während die 
Verwertung der im Ausbildungs- 
sektor (den zukünftigen Arbeits- 
kräften) vermittelten Qualifika- 
tionen letztlich einer Minderheit 
von Kapitaleignern überlassen 
bleibt, eine zentrale Planung des 
Ausbildungsbereiches, die der Ar- 
beitsmarktnachfrage stets ein ent- 
sprechendes Angebot an Arbeits- 
kräften gegenüberstellen muß, not- 
wendig wird, also so etwas wie 
„Hochschulautonomie" oder dezen- 
trale Entscheidungsfindung abge- 
baut wird. Wohlgemerkt: im kapi- 
talistischen Interessse. Es bleibt al- 
so die Frage, wie angesichts dieser 
Tendenzen wir den Stellenwert der 
Arbeit im Satzungskonvent sehen. 

Die Realisationschancen für eine 
Satzung nach oben dargelegtem — 
formalem — Konzept sind äußerst 
gering. Denn zum einen kann ja 
der Minister bereits jederzeit, eine 
Satzung erlassen, da sich die RUB 
mit ihrem Satzungsgebungsverfah- 
ren in Verzug befindet; zum ande- 
ren braucht man im Satzungskon- 

vent für eine Beschlußfassung eine 
2/3-Mehrheit, also bei gleichem 
Stimmverhalten von Assistenten, 
Studenten und nichtwissenschaftli- 
chen Mitarbeitern mindestens 4 
Profs; zum dritten kann der Mini- 
ster seine Zustimmung zur Satzung 
versagen bei rechtlichen Bedenken, 
die jederzeit aus dem HSG heraus- 
interpretiert werden können. 

Nun muß sich aber kapitalisti- 
sche Bildungsplanung durch den 
Widerspruch hindurchlavieren, daß 
einerseits gemäß dem ökonomi- 
schen Bedarf an Arbeitskräften ge- 
plant wird, andererseits die Ideo- 
logie vom Recht auf Bildung ein 
wichtiger Legitimationspfeiler, 
der Mythos von der freien Gesell- 
schaft, in der jeder sich nach seinem 
Wunsch möglichst frei entfalten 
kann, Argumente der Herrschen- 
den für die Beibehaltung und 
Rechtfertigung der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung darstellen. 
Notwendig ist also auch das HSG 
Ausdruck dieser Widersprüchlich- 
keit, indem es formell den Hoch- 
schulen eine eingeschränkte Auto- 
nomie zugesteht, die es tatsächlich 
nicht verwirklichen, nicht real ma- 
chen kann. 

Diesen Widerspruch werden wir 
ausnutzen, indem wir auf der ju- 
ristischen Grundlage des HSG 
einen Satzungsentwurf durchset- 
zen werden, um ihn zu konfrontie- 
ren mit den tatsächlichen, zentrali- 
stischen, von den Herrschenden un- 
ter Verplanung der Betroffenen als 
„Erfordernisse des Gemeinwohls" 
definierten Notwendigkeiten der 
kapitalistischen Gesellschaft. Dies 
wird um so leichter sein, als die 
neue kapitalistische Hochschulpla- 
nung ständig in Form der von 
außen gesteuerten Reglementie- 
rungsmechanismen wie Numerus 
clausus, leistungsabhängige Aus- 
bildungsförderung etc. für den ein- 
zelnen Studenten materiell am eige- 
nen Leibe erfahrbar wird. 

Diese Widersprüchlichkeiten der 
kapitalistischen Bildungsplanung 
(Bedarfsplanung versus individu- 
elle freie Wahl des Berufes) sowie 
ihrer Durchsetzung (Autonomievor- 
stellungen der Ordinarien gegen 
technokratische Konzepte; Kurz- 
studiengänge versus breite Ausbil- 
dung, die eine später notwendige 
Fungibilität vermittelt) können wir 
im Satzungskonvent aufgreifen, um 

zum einen die relativ günstigen 
Arbeitsbedingungen für eine eman- 
zipatorische Hochschulpolitik zu si- 
chern, 

zum anderen, um diese Wider- 
sprüche mitsamt ihren Ursachen im 
Detail nachzuweisen und zu ver- 
mitteln. 

Eine Machtposition werden wir 
über den Satzungskonvent nicht 
erringen, dazu sind die Erfahrun- 
gen mit Mitbestimmung bzw. Mit- 
wirkung zu deutlich. 

STUDIENKREIS FILM 

PROGRAMM 
Hörsaalzentrum Ost, Saal 20, jeweils 18 + 20.30 h 

Mittwoch, den 31. Mai 
OBERHAUSEN 1972. Ausgewählte Preisträger der 18. Westdeutschen 
Kurzfilmtage. Einführung: Will Wehling, Festival-Leiter. 
Achtung! Wir zeigen diesmal zwei voneinander verschiedene Pro- 
gramme, von denen das erste (18.00) einen Querschnitt durch die inter- 
nationale Kurzfilmproduktion anbietet, während das zweite (20.30) vor- 
rangig die filmische Behandlung politischer und sozialer Konflikte 
herausstellt. 

Mittwoch, den 7. Juni 
Shinsuke Ogawa: DIE BAUERN DER ZWEITEN FESTUNG. Japan 1971. 
Ein harter und grausamer Dokumentarfilm über Solidarität und Wider- 
stand im Kampf gegen das Kapital. - Die Bevölkerung eines Dorfes 
bei Tokio kämpft gegen die Enteignung ihres Landes, auf welchem ein 
internationaler Großflughafen errichtet werden soll. Alle Mittel im 
Kampf gegen die Zwangsvertreibung werden ausgeschöpft. Es kommt 
zum Bauernkrieg. Die Bevölkerung igelt sich in unterirdische Festungen 
ein, wehrt sich mit Traktoren, mit Holzknüppeln und mit den bloßen 
Fäusten gegen die hervorragend ausgerüsteten Polizeitruppen. 

ied und SÄG-C 

festgenommen 

nossen 
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lizeistaatsmethoden einzuschüch- 
tern und einzelne Sozialisten als 
Bombenleger zu beschuldigen, um 
sie so in der Öffentlichkeit zu dif- 
famieren und diskriminieren. 

Diese Kampagne, mit ihrer ver- 
schärften politischen Unterdrük- 
kung in den Betrieben, Schulen und 
Hochschulen, mit den Bürger- 
kriegsvorbereitungen und den Ter- 
rorurteilen der Klassenjustiz ist 
nichts anderes als der von den 
Herrschenden auf allen Ebenen 
vorbereitete Klassenkampf von 
oben. In dieser Situation, wo sich 
die Lage der Arbeiterklasse objek- 
tiv verschlechtert, viele Arbeiter 
aber nicht mehr bereit sind, dieses 
kampflos hinzunehmen, dürfen wir 
uns nicht nur moralisch entrüsten, 
können wir nicht neutral bleiben, 
denn dann unterstützen wir genau 
diese Absichten der Herrschenden, 
müssen wir den politischen Kampf 
verstärkt führen und vorantreiben 
(was aber gerade nicht heißt, mit 
Bomben mühsam aufgebautes Be- 
wußtsein auseinanderzusprengen). 

Letzte Meldung: 
Neue Übergriffe 

Einer der drei am Freitag festge- 
nommenen Genossen, Dieter Die- 
mer, wurde in der Nacht von 
Samstag zum Sonntag erneut, dies- 
mal in Erkenschwick, festgenom- 
men. (Dort fand ein Freizeitlager 
der Falken statt.) Unter dem Vor- 
wand eines Alkoholtests holten die 
Pollies ihn mit entsicherten Maschi- 
nenpistolen und Knarren aus dem 

Wagen. Dann auf einmal stellten sie 
die angeblich frappierende Ähn- 
lichkeit mit Albert Fichter, einem 
der 19, deren Bilder seit Montag 
überall hängen, fest. Obgleich da 
gar keine Ähnlichkeit ist und ob- 
gleich die Pollies zumindest seit 
Freitag genau wußten, wer Dieter 
Diemer ist, hielten sie ihn über 10 
Stunden fest. Wie am Freitag igno- 
rierten sie frech, daß der Genosse 
sich ausweisen konnte, daß er tat- 
sächlich Bildungsreferent bei den 
Falken ist, daß alle diese „Anga- 
ben zur Person" umstandslos nach- 
prüfbar waren. Sie ignorierten sei- 
ne Ausweise, verweigerten stun- 
denlang jeden Kontakt mit dem An- 
walt, sie wollten unbedingt „erken- 
nungsdienstliche Behandlung". 

Das haben sie dann auch gemacht, 
in ständigem Kontakt mit dem 
Bundeskriminalamt in Wiesbaden. 
Von dort wurde die ganze Aktion 
geleitet. 

Das alles ist nicht mit Hysterie 
und Angst der Pollies zu erklären. 
Das sind gezielte Einschüchterungs- 
versuche, das ist wohlüberlegter 
Terror der Staatsgewalt, dazu dür- 
fen und können wir nicht schwei- 
gen. 

KÄMPFT GEGEN DIE ILLE- 
GALISIERUNG UND KRIMINA- 
LISIERUNG SOZIALISTISCHER 
UND KOMMUNISTISCHER OR- 
GANISATIONEN! 

KÄMPFT GEGEN POLITI- 
SCHE UNTERDRÜCKUNG IN 
BETRIEBEN, IN SCHULEN UND 
AN DEN HOCHSCHULEN! 

SOLIDARITÄT IST EINE WAF- 
FE! 
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Linke Diskussion 

Wissenschaftlich-technische Revolution 

Grundlage einer sozialistischen Theorie? 

Der heimatlosen Linken wird oft von revisionistischer Seite vorgeworfen, ihr Sozialismus spiele 
sich nur in ihren Köpfen ab; welche weitreichenden Folgen aber eine Identifizierung mit den so- 
genannten „sozialistischen" Ländern hat, zeigt sich besonders deutlich am Problem der 
Strategie. 

So ist die DKP-Strategie darauf 
angelegt, einen Staat wie die DDR 
zu errichten; schon der organisa- 
torische Aufbau zeigt eine gewisse 
Ähnlichkeit zwischen beiden, denn 
die Führungselite der DKP ent- 
spricht ungefähr der autoritären, 
manchmal auch „Staatsbourgeoisie" 
genannten SED-Spitze. Außerdem 
scheinen beide Parteien nicht gera- 
de viel Wert auf die Bewußtseins- 
bildung zu legen, die DDR-Theore- 
tiker erwarten diese jedenfalls 
automatisch von der Entwicklung 
der materiellen Grundlagen des So- 
zialismus, und die DKP hat es mit 
ihren Parolen wie „Löhne rauf, 
Preise runter" und „Runter mit der 
Rüstung" wohl auch nicht gerade 
darauf angelegt, die Verdinglichung 
des Bewußtseins zu durchbrechen. 
Im Gegenteil würde diese Ausrich- 
tung auf rein materielle Interessen 
den DKP-Funktionären nach der 
erstrebten Machtergreifung gerade 
ihre Herrschaftspositionen garan- 
tieren, sie könnten den Arbeitern 
dann genau wie in der DDR durch 
Konsumsteigerung einen „Sozialis- 
mus" vorspiegeln. 

Der materiellen Ausrichtung der 
DKP-Strategie einerseits und der 
Priorität der Entwicklung der Pro- 
duktivkräfte in der DDR anderer- 
seits sowie der daraus folgenden 
Vernachlässigung der Bewußtseins- 
bildung liegt die Ideologie von der 
„Wissenschaftlich-technischen Re- 
volution" (WTR) zugrunde, die na- 
türlich wieder aus den bestehenden 
ökonomischen Verhältnissen resul- 
tiert. Die „WTR" dient schon seit 
langem in der bürgerlichen Soziolo- 
gie zur Rechtfertigung des kapita- 
listischen Systems, in Schelsky's 
„Wissenschaftlicher Zivilisation", in 
Galbraith's „Technostruktur" und 
in der gesamten bürgerlichen Kon- 
vergenztheorie nimmt sie eine 
Schlüsselstellung ein. Die techni- 
sche Entwicklung wird darin als 
verselbständigt angesehen, sie 
bestimmt die gesellschaftliche Ent- 
wicklung, und allein sie herrscht 
in der „Industriegesellschaft", in 
der die Gegensätze von Lohnarbeit 
und Kapital verschwunden sind und 
sich alles der „Rationalität der 
Technik" fügt. 

Der Revisionismus greift die 
„WTR" nun auf und baut sie in sei- 

ne Theorie ein; danach sind Krite- 
rien der „WTR": 
# 1. die systematische und be- 
wußte Ausnutzung neuer Gesetz- 
mäßigkeiten der Natur und der Ge- 
sellschaft im gesamten Produk- 
tionsprozeß; 
9 2. die Anwendung komplex- 
automatisierter Fertigungs- und 
Datenverarbeitungssysteme; 

# 3. die sich ändernde Stellung des 
Menschen zur Natur im Prozeß ih- 
rer Aneignung und Beherrschung 
in der Gesellschaft. Man kann diese 
Merkmale wohl kaum als Sympto- 
me einer Entwicklung ignorieren, 
man kann sie aber nicht selbst zu 
einer Entwicklung machen; der 
DDR-Theorie zufolge sollen aber 
Wissenschaft und Technik selbst 
Produktivkräfte sein, sie sollen 
demnach nicht das Produkt be- 
stimmter gesellschaftlicher Ver- 
hältnisse sein, sondern anscheinend 
vom Himmel fallen. Deshalb müs- 
se auch die „WTR" von allen fort- 
schrittlichen Industrieländern, von 
den kapitalistischen wie von den 
sozialistischen, bewältigt werden. 

Auf Grund der „WTR" soll nun 
in den „sozialistischen" Staaten 
automatisch eine Änderung des Be- 
wußtseins vonstatten gehen: die 
durch die „WTR" bedingte Produk- 
tionssteigerung soll zu einer weit- 
gehenden Automatisierung führen, 
die die Herauslösung der Produ- 
zenten aus dem unmittelbaren Pro- 
duktionsprozeß bewirkt; dies soll 
nun wiederum automatisch zu einer 
„sozialistischen Gemeinschaftsar- 
beit" mit Ingenieuren, Technologen 
und anderen führen. Durch diese 
veränderte Stellung im Produk- 
tionsprozeß soll das neue Bewußt- 
sein, der neue Mensch, entstehen; 
eine solche einseitige Auffassung 
von der Beziehung zwischen Basis 
und Überbau kann sich bestenfalls 
auf Feuerbach, aber nicht auf Marx 
berufen. 

Mit der Theorie von der neutra- 
len „WTR", die auf die fortge- 
schrittenen Industriegesellschaften 
herabregnen soll, haben die Revi- 
sionisten einmal wieder gezeigt, daß 
sie wirklich welche sind. Technik 
und Wissenschaft sind eben keine 
Produktivkräfte, bei ihrer Anwen- 
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man wird DEN ARßEITEZZAT DES 
BETRIEBS WÄHLEN 

dung wird lediglich die Produktiv- 
kraft der menschlichen Arbeit er- 
höht. Der einzige Grund für die 
Einbeziehung der Wissenschaft ist 
im Kapitalismus die Verwertüngs- 
schwierigkeiten des Kapitals, die 
Verwissenschaftlichung der Pro- 
duktion ist damit nur eine Form 
der relativen Mehrwertsteigerung. 
Die Grenzen der Anwendung von 
Wissenschaft sind deshalb auch 
durch den Verwertungsprozeß ge- 
setzt; die durch Anwendung von 
Wissenschaft wachsende organische 
Zusammensetzung des Kapitals und 
der daraus folgende tendenzielle 
Fall der Profitrate bestimmen näm- 
lich die qualitative Veränderung 
des Produktionsprozesses und da- 
mit die Weiterentwicklung der Pro- 
duktivkräfte. 

Die „WTR" kommt also nicht von 
außen auf das Kapital zu, sie wird 
im Gegenteil vom Kapital erst ins 
Leben gerufen und bei Bedarf wie- 
der lahmgelegt. 

Der Wissenschaftsfetischismus, 
wie er von den Revisionisten ver- 
treten wird, führt zu einer Über- 
nahme der Formbestimmtheit des 
Arbeitsprozesses im Kapitalismus: 
von einer neutralen „WTR" ausge- 
hend fragt man nicht, ob die Form 
des Arbeitsprozesses oder die Aus- 
wahl der Produkte, die im Kapita- 
lismus dem Verwertungsprinzip un- 
tergeordnet ist, den gesellschaftli- 
chen Bedürfnissen entsprechen, ob 
zum Beispiel Akkordarbeit nicht 
die Entfremdung des Arbeiters von 
seinem Produkt bewirkt, ob die 
Übernahme der kapitalistischen 
Technik nicht mit dem Sozialismus 
unvereinbar ist. Alles dies kann 
nicht gefragt werden, da die „WTR" 
als systemneutrale Erscheinung 
verstanden wird. 

Die Ideologie der „WTR" ist die 
Grundlage einerseits für die DDR- 
Theorie, andererseits für die So- 
zialstaatsillusion, die der DKP- 
Strategie zugrunde liegt. Danach 
kann der Staat in einem friedlichen 
Übergang vom Kapitalismus zum 
Sozialismus vorerst in der „antimo- 
nopolistischen Demokratie" auto- 
nom in der Sphäre der Verteilung 
des Sozialproduktes walten und in 
ihr durch eine „gerechte Verteilung" 
auf den Sozialismus hinarbeiten. 
Dabei wird die Sphäre der Produk- 
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tion als unabhängig von der Distri- 
bution betrachtet und damit die Ka- 
pitalismuskritik auf die Frage der 
gerechten Verteilung reduziert; man 
fragt nicht nach Gebrauchswert 
der Produkte, man fragt 
nicht, wie sie produziert wor- 
den sind, denn die „WTR", nicht 
etwa das Verwertungsprinzip, muß 
ja gerade diese Produktion bewirkt 
haben. Diese Ideologie von der Ver- 
teilung des „Kuchens des Sozial- 
produkts", die schon von Erhard 
vertreten wurde, läuft letzten En- 
des auf ein konflikttheoretisches 
Gesellschaftsmodell hinaus: wenn 
man genügend Druck gegen die 
starke Gruppe der Monopole setzt, 
kann man die Macht im Staat er- 
obern und den Kuchen selbst ver- 
teilen. 

Diese Fixierung auf die Vertei- 
lungssphäre, d. h. auf die materiel- 
len Interessen, ohne die Unmög- 
lichkeit aufzuzeigen, sie im System 
durchsetzen zu können, bringt eine 
Entmündigung der Arbeiter mit 
sich. Die rein materiell ausgerich- 
teten Parolen und Sprüche der 
DKP werden höchstens den Kon- 
sumidiotismus festigen, in der „an- 
timonopolistischen Demokratie" 
und dem darauffolgenden DDR-So- 
zialismus jede Bewußtseinsbildung 
verhindern und so die Herrschaft 
der Funktionäre festigen. 

Ähnlich sieht es in der DDR aus: 
mit dem Wettbewerb mit dem Ka- 
pitalismus wurde die kapitalistische 
Technologie übernommen, man hat 
sogar die Warenproduktion, die 
„Keimzelle der bürgerlichen Ge- 
sellschaft", wie Marx sie genannt 
hat, in das Wirtschaftssystem einge- 
baut. Doch sind Stücklohn, Fließ- 
bandarbeit und materielle Anreize 
als Mittel der Produktionssteige- 
rung ebenso wie ein Plan, der von 
irgenwo oben in die Alltagswelt des 
Arbeiters hineinplatzt, ungeeignet, 
um die Fremdbestimmung der Ar- 
beit, geschweige denn das dichoto- 
mische Bewußtsein des „die da oben 
und wir da unten" aufzuheben, das 
eben ein Produkt dieser gesell- 
schaftlichen Verhältnisse ist. 

Der DKP-Strategie wie der DDR- 
Theorie liegt also die Ideologie von 
der „WTR", die Ausrichtung auf 
materielle Interessen zugrunde. 
Was von einem solchen rein öko- 
nomischen Sozialismus zu halten 
ist, hat Che Guevara einmal for- 
muliert: 

„Wir kämpfen gegen das Elend, 
aber wir kämpfen auch gegen die 
Entfremdung. Eines der fundamen- 
talen Ziele des Marxismus ist es, 
den Faktor des individuellen In- 
teresses und Gewinns aus den phy- 
sischen Motivationen der Menschen 
zu entfernen. Marx beschäftigte 
sich mit den ökonomischen Fakto- 
ren und mit ihren Auswirkungen 
auf den Geist. Wenn der Kommu- 
nismus nicht auch daran interes- 
siert ist, mag er eine Methode der 
Güterverteilung sein, aber er wird 
niemals eine revolutionäre Form 
des Lebens sein." SHB/SF 

MAN WIED DIE HAPUluk 
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DKP & MSB jetzt gegen Ostverträge? 

Dem Kapitalismus scheinen in diesem Lande noch viele schöne 
Jahre beschieden zu sein, dieser Eindruck drängt sich einem 
jedenfalls auf, wenn man sich ansieht, in welcher Sackgasse der 
Teil der Arbeiterbewegung gelandet ist, der sich unter den Fah- 
nen der DKP gesammelt hat. Offenbar haben DKP samt MSB 
Spartakus die Monopole in ihren „antimonopolistischen Kampf" 
miteinbezogen, wenn sie in der UZ vom 28. April schreiben: 

„Mit 53 Persönlichkeiten aus 
Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur 
und Geistesleben ist Krupp-Gene- 
ralbevöllmächtigter Beitz für die 
Annähme der Verträge, weil ihre 
Ablehnung die BRD in die interna- 
tionale Isolierung treiben, ... und 
unser Friedenswille unglaubhaft 
würde. Das zeigt die Breite der Be- 
wegung für einen sicheren Frieden 
in Europa, an deren Zustandekom- 
men die DKP aktiv mitgewirkt 
hat." 

Der letzte Satz spricht eigentlich 
für sich, die DKP hat es anschei- 
nend aufgegeben, die Verdingli- 
chung des Bewußtseins durchbre- 
chen zu wollen, wenn sie einen so 
bedeutenden Mann des Großkapi- 
tals wie Beitz zu einem charisma- 
tischen Friedenskämpfer macht. 
Man fragt sich wirklich, was das 
noch mit sozialistischer Politik zu 
tun hat, wenn Spartakus die Ost- 
verträge groß als Friedensverträge 
feiert und uns vor dem bösen 
„Rechtskartell" warnt, das sich selt- 
samerweise nicht mehr gegen die 
Verträge ausspricht. 

Noch einen Tag nach der Rati- 

fizierung der Verträge verteilte der 
MSB Spartakus ein Flugblatt für 
die Ratifizierung der Verträge ge- 
gen das Rechtskartell; er hatte 
wohl nicht begriffen, daß das 
„Rechtskartell" im Bundestag 
durch sein Abstimmungsverhalten 
(Enthaltung) die Ratifizierung un- 
terstützt hatte. 

Aufgabe von Sozialisten wäre es 
aber die ökonomischen Hinter- 
gründe des Friedensgeschwafels 
aufzudecken und nicht in dieses 
einzustimmen, d. h. die „Friedens- 
verträge" als Handelsverträge zu 
entlarven. 

So befinden sich DKP und MSB 
nun in der grotesken Situation, mit 
ihrer Parole „Stoppt Strauß und 
Barzel" die Verträge verhindern zu 
wollen; das „Rechtskartell" muß 
sich wohl zum Sozialismus bekehrt 
haben — oder die DKP zum Kapi- 
talismus. Dem UZ-Artikel nach 
scheint ersteres richtig zu sein, aber 
so oder so, es wird wohl nicht mehr 
lange dauern, bis daß die DKP sich 
mit der Rüstungsindustrie für einen 
höheren Wehretat einsetzt, um 
mehr Arbeitsplätze zu schaffen. 

Anders als Jede 
Fabrilczigorette 

— Zware Shag 
dunkel + echt + würzig 

Ein Genuß, den fertige 
Zigaretten nicht bieten." 

Gratisprobe: Tabakfabriken Posch!, 83 Landshut, Postfach 568 M 
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Offener Brief: 

Spreti-Prozeß in Bochum 

Am 18. Mai 1972 um 11.30 Uhr fand im Bochumer Amtsgericht, Zimmer 132, ein politischer 
Prozeß statt. Angeklagt waren vier ehemalige Redakteure der Bochumer Studentenzeitung 
(BSZ), unter ihnen ein irakischer Student. 
Grundlage der Anklage: vier aus 
dem Zusammenhang gerissene Sät- 
ze, die in zwei in der BSZ im April 
1970 veröffentlichten Artikeln 
nachlesbar sind. 

Thema der Artikel: Entführung 
und Erschießung des BRD-Bot- 
schafters in Guatemala, Graf Spre- 
ti. 

Was ist das besondere an diesem 
Spreti-Prozeß? 

Etwa die Tatsache, daß die An- 
klage „öffentliche Billigung eines 
Mordes" auf bloß vier Sätzen fußt, 
die zudem noch einer besonderen 
staatsanwaltlichen Auslegung un- 
terzogen werden mußten, um als 
prozeßtragende Säulen überhaupt 
brauchbar zu sein? 

Nein, das wäre nichts besonderes 
in Westdeutschland, schon gar nicht, 
wenn es gegen zwei Kommunisten 
und einen Araber geht. (Denn be- 
kanntlich hat die bürgerliche Pres- 
se sich mehr als redlich darum be- 
müht, Araber und bombenlegende 
El ugzeugentführer gleichzusetzen.) 

Wesentlich ist: 
Dieser Prozeß beleuchtet blitz- 

lichtartig die gesamte innen- und 
außenpolitische Szene des west- 
deutschen Staates. 

PROGRAMM 
„Ruhe an der Heimatfront" 
Die Vorgeschichte dieses Prozes- 

ses ist ein konkretes Stück der klas- 
senkämpferischen Auseinanderset- 
zung während der vergangenen 
zwei Jahre in der BRD. 

So wird an diesem vergleichswei- 
se leichten Geschütz Klassenjustiz 
deutlich, wem das ganze Waffenar- 
senal dient, das der westdeutsche 
Staat in letzter Zeit so hektisch 
ausbaut. Die innere — und äußere 
— Aufrüstung ist eine unmittelba- 
re Reaktion der westdeutschen 
Monopolbourgeoisie auf die poli- 
tisch-wirtschaftliche Entwicklung, 
die sie das Fürchten gelehrt hat. 

Die Prozeßgeschichte paßt ins 
Programm „Ruhe an der Heimat- 
front", während die inkriminierten 
Artikel ein bezeichnendes Licht 
darauf werfen, wie der US- und 
der BRD-Imperialismus auswärts 
mit ihren Krisen fertig zu werden 
suchen. 

Das Programm „Ruhe an der 
Heimatfront", das durch den ver- 
stärkten Ausbau von Bundesgrenz- 
schutz, Polizei, Werkschutz und 
Wehrmacht zur Bürgerkriegsarmee 
verwirklicht werden soll, zielt auf 
Einschüchterung, Kriminalisierung 
und, letztlich, Zerschlagung der zu- 
nehmenden westdeutschen Arbei- 
terbewegung, insbesondere der 
wachsenden kommunistischen Be- 
wegung. 

Alle verfügbaren politischen, ju- 
ristischen und militärischen Mittel 
werden gegen die beginnende „rote 
Flut" aufgeboten, sollen die west- 
deutsche Monopolbourgeoisie vor 
dem Ersaufen retten. 

Programmgestalter: SPD 
Bei Organisierung dieser Mobil- 

machung bedient sie sich bewähr- 
ter Strategen, insbesondere der So- 
zialdemokratie als ihrer derzeitigen 
Hauptstütze in der Arbeiterklasse: 
Namen wie Ebert, Noske, Severing 
und Zörgiebel bürgten für Qualität; 
Namen wie Schmidt (Bonn), Ruh- 
nau (Hamburg), Neubauer (West- 
Berlin), Schreiber (München), Krau- 
se) Stuttgart) werden für Qualität 
bürgen. 

Nichts spricht dagegen, — außer 
unserem Kampf darum, daß die 
Arbeiterklasse diesen und anderen 
Herren, und damit der Monopol- 
bourgeoisie als ihrem Auftraggeber, 
diesmal beizeiten das Handwerk 
legt. 

Darum das Bemühen der Mono- 
polbourgeoisie und ihrer Schergen, 
vorher uns das revolutionäre Hand- 
werk zu legen. 

Zum Beispiel: 
Schwerverbrecher 

Ein geflügeltes Wort der Bochu- 
mer Anwaltskammer zeigt klipp 
und klar, daß der Klassenkampf 
auch im Gerichtssaal mit unvermin- 
derter Schärfe geführt wird: „Die 
Ehre, von Engwitz (Leitender 
Oberstaatsanwalt, Ankläger im 
Spreti-Prozeß) angeklagt zu wer- 
den, wird normalerweise nur 
Schwerverbrechern zuteil." 

Die Absicht der Klassenjustiz 
liegt somit auf der Hand: Krimi- 
nalisierung um jeden Preis. 

Der immer wieder gescheiterte 
Versuch, die Rechnung „links = 
kriminell" aufgehen zu lassen, soll 
eine Neuauflage erleben; denn, bür- 
gerliche Klassenjustiz glaubt nicht 
den Fakten, sondern läßt die Fak- 
ten dran glauben, besonders gern, 
wenn es gegen Kommunisten geht, 
gegen die sich der heilige Zorn al- 
ler bürgerlichen Kräfte, von 
„links"-liberalen bis erz-reaktionär, 
Wendet, offen oder versteckt. 

Getreu der bewährten Methode 
zu rufen: „Haltet den Dieb", um 
die Aufmerksamkeit von sich auf 
einen anderen zu lenken, so ver- 
fährt die Rechtsabteilung des im- 
perialistischen Staates auch in die- 
sem Falle: 

Die Redakteure, die mit ihren 
Artikeln die brutale Unterdrük- 
kung des guatemaltekischen Vol- 
kes durch den US-Imperialismus 
und die offenkundige Billigung die- 
ses verbrecherischen Aktes durch 

den BRD-Imperialismus darstell- 
ten und den Krokodilstränen der 
von der Monopolbourgeoisie gedun- 
genen Tintenkulis entgegenhielten, 
— diese Redakteure sollen nun 
durch den Kriminalisierungswolf 
gedreht werden. 

„öffentliche Billigung des Mor- 
des an Graf Spreti" lautet die zu- 
sammengezimmerte Anklage eines 
ehrenwerten Herrn Oberstaatsan 
waits, der es „normalerweise" nur 
mit Schwerverbrechern zu tun hat. 

„öffentliche Billigung der US- 
imperialistischen Unterdrückung 
und Teilnahme an der Ausplünde- 
rung des guatemaltekischen Vol- 
kes, aktive Unterstützung des Völ- 
kermordes in Vietnam", 
lautet die gegen die BRD-Monopol- 
bourgeoisie und ihre diplomatischen 
Handlanger gerichtete Anklage, 
deretwegen die Redakteure von 
eben deren Rechtsverwesern an- 
geklagt werden. 

Und sie werden angeklagt, weil 
sie es bei dieser Anklage nicht be- 
wenden ließen, sondern gleichzei- 
tig die Mittel zur Sprache brachten, 
mit denen das guatemaltekische 
Volk wie alle unterdrückten Völker 
sich seiner Feinde erwehrt, Mittel, 
die ihnen von der feindlichen mili- 
tärischen Übermacht und durch die 
Taktiken imperialistischer Kriegs- 
führung aufgezwungen werden. 

Von daher sind die Maßnahmen 
der Befreiungskämpfer zwangsläu- 
fig und von Notwendigkeit für den 
endgültigen Sieg dieser Völker. 

Wer suchet, der findet... 
Den Redakteuren wird zur Last 

gelegt, „nach dem Mord an dem 
Botschafter der Bundesrepublik 
Deutschland in Guatemala, Graf 
Spreti, in einem in der „Bochumer 
Studentenzeitung", Ausgabe Nr. 58, 
vom 9. 4. 1970 unter der Überschrift 
„Zum Fall Spreti" veröffentlichten 
Artikel unter anderem ausgeführt 
zu haben: 

„Wir vergießen keine Krokodils- 
tränen: von selten der Guerrileros 
und für die Widerstandsbewegung 
in Lateinamerika war es eine Not- 
wendigkeit, die Drohung wahr zu- 
machen 

und in Ergänzung dieser Ausfüh- 
rungen in der Ausgabe Nr. 59 des 
gleichen Presseorgans vom 23. 4. 
1970 (...) im Anschluß an die Ver- 
öffentlichung eines Leserbriefes zu 
dem Artikel vom 9. 4. 1970 unter 
„Anmerkung der Rödäktloh"' U. a. 
erklärt zu haben: 

„Die Herren Botschafter — und 
seien sie noch so lieb und nett — 
sind Agenten des Imperialismus 
und daher Freinde des Volkes. Ein 
Volk, das um seine Befreiung 
kämpft, muß seine Feinde schlagen. 
Es ist wirklich nicht so wichtig für 
das Volk von Guatemala, ob dieser 
Feind ein Landgraf aus Bayern 
oder ein Baron aus Paris ist!" 

Diese vier Sätze bilden also die 
Grundlage einer Anklage, die auf 
„öffentliche Billigung eines Mor- 
des" lautet (Vergehen nach §§ 140 
i. V. mit §§ 138, 47 StBG; Höchst- 
strafe: 5 Jahre Gefängnis). 

Durch sie wachgerüttelt wurde 
offenbar der Gerechtigkeitssinn der 
Politischen Polizei (K 14), die, gera- 
de noch rechtzeitig vor Verjährung, 
eine Anzeige vornahm. Wohl im 
Bewußtsein ihrer zweifelhaften 
verfassungsrechtlichen Existenz, 
machte sie vom Recht, als Anklä- 
ger ungenannt zu bleiben, Ge 
brauch. 

(Die bisherige u. a. auch im Mah- 
lerprozeß deutlich gewordene Pra- 
xis der Politischen Polizei legt die- 
sen Schluß ebenso nahe wie die — 
unten näher ausgeführte — ins 
Auge springende zeitliche Überein- 
stimmung von gerichtlichen Schrit- 
ten der Anklage mit, für die herr- 
schende Klasse besonders unange- 
nehmen, politischen Aktionen, bei 
denen die Angeklagten sich offen- 
sichtlich der ungeteilten Aufmerk- 
samkeit von K-14-Spitzeln erfreu- 
ten). 

Vier Sätze aus zwei Zeitungsar- 
tikeln reichen also der Politischen 
Polizei aus, um die Rechtsabteilung 
des bürgerlichen Staates gegen Lin- 
ke Opposition wuf Trab zu bringen. 

1000jährige Justiz 
Gutgläubige bzw. regierungstreue 
Leute, die „Klassenjustiz" für ein 
linkes Schlagwort halten oder Le- 
nins Analyse von der Rolle des bür- 
gerlichen Staates nicht oder nur 
aus frisierten Geschichtsbüchern 
kennen, mögen diese Anklage für 
einen verspäteten Schildbürger- 
streich oder für die Marotte eines 
experimentierfreudigen Staatsan- 
waltes halten. Jedoch: Die Ge- 
schichte des westdeutschen Staates 
von Adenauer bis Brandt ist, wie 
zuvor Deutschlands „1000jährige" 
Geschichte, zu voll von solchen ins 
Auge springenden Experimenten, 
als das man noch von Einzelleistun- 
gen sprechen könnte. Vielmehr 
werden derartige Anklagen immer 
mehr zur Routine der bürgerlichen 
Klassenjustiz, wie der folgende 
kleine Ausschnitt zeigt: 
— So schickte der mittlerweile in 

fürstliche Rente gegangene Ns- 
Staatsanwalt und BRD-Verfas- 
sungsschutzpräsident Schrüb- 
bers einen Arbeiter in die Nazi- 
Kerker, weil er fünfzehn Pfen- 
nig für die Rote Hilfe gespendet 
hatte; 

— So saßen während der Ade- 
nauer-Ära z. B. die KZ-Häft- 
linge und Antifaschisten Jupp 
Angenfort und Karl Schabrod 
mehrere Jahre in westdeutschen 
Gefängnissen, weil sie illegaler 
KP-Tätigkeit für ausreichend 
verdächtig galten. 

— So wurden und werden in jüng- 
ster Zeit zahllose Arbeiter, Lehr- 
linge und Studenten zu Geld- 
strafen verurteilt, weil sie ge- 
gen unverschämte Preiserhö- 
hungen im Nahverkehr demon- 
strierten oder durch Hausbeset- 
zungen gegen Mietwucher und 
Bodenspekulation protestierten. 

— So entfaltet der Bonner Staat 
am Vorwand der anarchisti- 
schen Baader-Meinhof-Gruppe 
eine beispiellose Hetzkampagne 
gegen alle sogenannten Links- 
extremisten (Der bayrische In- 
nenminister Merk; „Alles was 
links von der DKP steht, ist 
schlichtweg kriminell"). Die Pro- 
zesse gegen Mahler und von 
Rauch haben das besonders 
deutlich gemacht. 

— In dieses Bild paßt, daß der 
Mörder von Philipp Müller 
(FDJ), der am 11. Mai 1952 bei 
einer antimilitaristischen De- 
monstration in Essen von der 
Polizei erschossen wurde, genau- 
so frei herumläuft, wie der Mör- 

der Benno Ohnesorge. (Die Ko- 
sten für diesen Freispruch trug 
die Familie Ohnesorg.) Auch die 
Morde an Petra Schelm, Georg 
von Rauch und Thomas Weis- 
becker scheinen für die Klassen- 
justiz Bagatellfälle zu sein, die 
man zu den Akten legen kann. 

Besonders in jüngster Zeit nimmt 
die gerichtliche und geheimpolizei- 

liche Verfolgung fortschrittlicher 
Kräfte, insbesondere der Marxi- 
sten-Leninisten (im bürgerlichen 
Presse jargon: Maoisten zu: 
— So wurde im April 72 in Mün- 

chen gegen 7 Sympathisanten 
der KPD/ML (Roter Morgen) 
ein Prozeß eröffnet, weil sie 
einen Agenten des Verfassungs- 
schutzes innerhalb ihrer Organi- 
sation entlarvten und ihn ver- 
prügelten, weil er unterschlage- 
ne Parteigelder und -literatur 
nicht herausrückte. (Anklage: 
Versuchter Raubmord). 

— So wurde im April 72 in Herne 
der verantwortliche Redakteur 
des Zentralorgans der KPD/ML 
(Rote Fahne) zu einer Geldstra- 
fe verurteilt, weil in einem 
Rote-Fahne-Artikel CSU-Boß 
Strauß als Oberfaschist bezeich- 
net worden war. 

— So wurde Anfang dieses Jahres 
ein Dortmunder Marxist-Leni- 
nist zu einer Geldstrafe verur- 
teilt, weil er für ein Flugblatt 
verantwortlich zeichnete, in dem 
das Vorgehen der Dortmunder 
Polizei während der dortigen 
Rote-Punkt-Aktionen im März/ 
April 71, als Gestapo-Methoden 
gebrandmarkt wurde; als Ge- 
stapo-Methoden wurden dabei 
sowohl das hinterhältige Vorge- 
hen ziviler Greiftrupps, wie 
auch Vorfälle im Dortmunder 
Polizeipräsidium bezeichnet, wo 
u. a. ein Arbeiter schikaniert, 
getreten und blutig geschlagen 
worden war. 

Auch der am 18. 5. 72 stattgefun- 
dene Spreti-Prozeß hat seinen Platz 
in dieser Chronik. 

Das wird deutlich an einer Ge- 
genüberstellung von Prozeß- 
geschichte und politischen Ak- 
tionen, an denen zwei der Ange- 
klagten entweder beteiligt waren 
oder mit denen sie vom K 14 in Zu- 
sammenhang gebracht wurden. 
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Politische Aktionen 
24. 9. 70: Zweitägiger Streik der 
16 000 Opel-Arbeiter in Bochum. 
Zwei der Angeklagten arbeiteten 
zum damaligen Zeitpunkt als Werk- 
studenten bei Opel; sie nahmen an 
diesem Streik teil, ebenso wie ein 
ehemaliges Mitglied des AStAs der 
Ruhr-Universität Bochum (Heraus- 
geber der BSZ). 
2. 10. 70: Betriebsversammlung bei 
Opel. Die Rote Betriebsgruppe der 
KPD/ML (Roter Morgen), deren 
Betriebszeitung „Zündkerze" den 
Löhnkampf' unterstützt hatte, ließ 
durch den Werkstudenten, der 
AStA-Mitglied war, eine Erklä- 
rung in deutsch und spanisch ver- 
lesen. Sie fand den nahezu unge- 
teilten Beifall der Kollegen. Versu- 
che des SPD-Betriebsratsvorsitzen- 
den Perschke, die Rote Betriebs- 
gruppe und den Werkstudenten zu 
diffamieren, werden von über 5000 
anwesenden Arbeitern fast einhel- 
lig durch ein minutenlanges Pfeif- 
konzert zurückgewiesen. 
März/April 71: Rote-Punkt-Ak- 
tionen in Dortmund, Bochum und 
anderen Städten gegen die unver- 
schämten Fahrpreiserhöhungen des 
öffentlichen Nahverkehrs. Die 
KPD/ML (Roter Morgen) und iher 
Organisationen sind an diesen Ak- 
tionen maßgeblich beteiligt. Zwei 
der Angeklagten erfreuen sich da- 
bei besonderer Eskortierung durch 
zivile Polizeispitzel. Beide werden 
später der Rädelsführerei bezich- 
tigt. 

Prozeßgeschichte 
9. 4. 70: BSZ-Artikel zum Fall 
Spreti 
23. 4. 70: BSZ-Antwort auf Leser- 
brief zum Spreti-Artikel 
22. 10. 70: Der Spreti-Prozeß wird 
durch eine Anzeige der Politischen 
Polizei eingeläutet. 

Gerade noch rechzeitig, denn: 
23. 10. 70: An diesem Tag wären die 
Spreti-Artikel presserechtlich ver- 
jährt gewesen (Halbjahresfrist). 
16. 4. 71: Die Anklageschrift ist fer- 
tiggestellt. Vermerk auf der Ankla- 
geschrift: „Pressestrafsache! Ver- 
jährung droht am 26. 4. 1971!" 
März 72: Einem der Angeklagten, 
dem irakischen Studenten, wird die 
Aufenthaltsgenehmigung für die 
BRD nicht verlängert. Ihre Verlän- 
gerung wird vom Prozeßausgang 
abhängig gemacht. 
April 72: Prozeß in München gegen 
Sympathisanten der KPD-ML (Ro- 
ter Morgen). 

Prozeß in Herne gegen den ver- 
antwortlichen Redakteur des Zen- 
tralorgans der KPD/ML (Rote Fah- 
ne) 
8. 10. 71: Das Schöffengericht Bo- 
chum lehnt die Eröffnung der 
Hauptverhandlung ab, da ihm die 
Anklageschrift zu dürftig ist. 
14. 10. 71: Oberstaatsanwalt Eng- 
witz legt sofortige Beschwerde ein. 
Offenbar erfolgreich. Denn: 
17. 12. 71: Der Beschwerde wird vom 
Landgericht stattgegeben und an- 
geordnet, 

„das Hauptverfahren vor dem 
Schöffengericht Bochum — aller- 
dings vor einer anderen als der bis- 
her zuständigen Abteilung dieses 
Gerichts — (...) und zwar unter 
Zuziehung eines zweiten Amtsrich- 
ters" zu eröffnen, u. a. mit der Be- 
gründung: 

„Die Angeklagten sind der öf- 
fentlichen Billigung der Ermor- 
dung des deutschen Botschafters 
Graf Spreti hinreichend verdäch- 

tig" (Beide Zitate aus dem Beschluß 
des Landgerichts, II. Große Straf- 
kammer. 
18. 5. 72: Spreti-Prozeß in Bochum 
u. a. gegen Sympathisanten der 
KPD/ML. 

So stellt sich also konkret ein 
Stück Klassenjustiz als Teil der in- 
neren Aufrüstung dar. 

Wozu Friedensnobelpreis 
für den BRD-Imperialismus 
Wozu dient nun diese innere Auf- 

rüstung, wozu braucht die BRD- 
Mohopolboufgeoisie „Ruhe an der 
Heimatfront"? 

Die innere Aufrüstung läuft 
Hand in Hand mit der äußeren 
Aufrüstung: Erhöhung des Wehr- 
etats auf 32 Mrd. DM, Wehrkunde- 
erlaß als Vorbereitung einer ver- 
stärkten Verbreitung militaristi- 
schen Gedankenguts, Ankündigun- 
gung einer Generalmobilmachung, 
bei der auch Privatwagen eingezo- 
gen werden sollen, sind nur einige 
besonders auffällige Daten. 

Diese und andere ungeschminkte 
Tatsachen haben ihre juristische 
Grundlage in der Notstandsverfas- 
sung, die von der Großen Koalition 
unter Dach und Fach gebracht wur- 
de und von der SPD-Regierung 
heute nach Kräften ausgebaut wird. 
Angesichts dieser Tatsachen den 
Trugschluß vom „kleineren Übel" 
Sozialdemokratie zu nähren, läuft 
auf eine gefährdete Täuschung und 
damit verstärkte Knebelung der 
arbeitenden Massen hinaus. 

Innere und äußere Aufrüstung 
des staatsmonopolistischen Kapita- 
lismus dienen der Sicherung der 
Profite der westdeutschen Mono- 
polbourgeoisie. 

Der US-Imperialismus gerät 
durch den Widerstand der indochi- 
nesischen Völker in immer schärfe- 
re Widersprüche, sowohl zu den 
Volksmassen im eigenen Land, als 
auch zu allen um ihre Befreiung 
kämpfenden Völkern; er sieht sich 
zu immer brutaleren Maßnahmen 
zur Aufrechterhaltung seiner poli- 
tischen und wirtschaftlichen Macht- 
ansprüche und Machtbereiche ge- 
zwungen. 

Auch die Entmachtung der sowje- 
tischen Arbeiterklasse durch eine 
bürokratische Monopolbourgeoisie, 
„eine Großbourgeoisie neuen Typs, 
die den gesamten Staatsapparat be- 
herrscht und sämtlichen gesell- 
schaftlichen Reichtum kontrolliert" 
(Peking-Rundschau Nr. 17/1970: 
„Leninismus oder Sozialimperialis- 
mus?"), diese Entmachtung hat und 
wird den Vormarsch des Sozialis- 
mus nur zeitweilig behindern kön- 
nen. 

Durch die Befreiungskämpfe der 
vom Imperialismus unterdrückten 
Völker sehen sich die westlichen 
Imperialismen, wie der sowjetische 
Sozialimperialismus zu verstärk- 
ter Zusammenarbeit gezwungen, 
während sich zugleich die Rivalität 
unter ihnen, z. B. um Neokoionien 
bzw. Rohstofflieferanten, billige 
Arbeitskräfte und Absatzmärkte 
verschärft. 

Zeitweilig kann der westdeutsche 
Imperialismus von der Rivalität 
des US- und SU-Imperialismus 
profitieren und eine Scheinblüte 
erleben, wenn es ihm gelingt, mit 
allen verfügbaren politischen und 
militärischen Mitteln eine ver- 
schärfte Ausbeutung und Militari- 
sierung im eigenen Land durchzu- 
setzen, um dadurch die wirtschaft- 
liche und politisch-militärische 
Macht zu erlangen, die es ihm er- 

möglicht, bei der angestrebten 
Neuaufteilung des Weltmarktes ein 
„gleichberechtigtes" Wort mitzu- 
sprechen. (Wie sagte doch Willy 
Brandt 1965 auf dem SPD-Partei- 
tag in Dortmund: „Deutschland ist 
wirtschaftlich ein Riese, politisch 
ein Zwerg", es komme darauf an, 
dementsprechend auch politisch 
seinen Platz an der Sonne einzu- 
nehmen ...) 

Der beste Garant einer solchen 
aggressiven Politik ist heute die 
Partei und Regierung des Friedens- 
nobelpreisträgers Willy Brandt. Die 

CDU/CSU/SPD/FDP/DKP/SEW- 
Resolution zu den Ostverträgen be- 
stätigt diese bahnbrechende Rolle 
der Sozialdemokratie voll und ganz. 

Die besonders peinliche Vergan- 
genheit des deutschen Imperialis- 
mus mag dazu beigetragen haben, 
daß er sich bisher nur indirekt an 
imperialistischen Kriegen beteiligt. 
Er liefert Waffen und, wie z. B. in 
Guinea, militärische „Entwick- 
lungshelfer" und kassiert dafür 
Profite unter besonders günstigen 
Bedingungen. 

Entwicklungshelfer Spreti 
So auch in Guatemala, wo er un- 

ter dem militärischen Schutz des 
US-Imperialismus seine sauberen 
Geschäfte tätigt. Zum Dank dafür, 
daß sie zweitstärkster Handelspart- 
ner Guatemalas sein „darf", unter- 
stützt die BRD-Monopolbourgeoisie 

das guatemaltekische Militärregime, 
das sich nur durch fastchistischen 
Terror und den Weltgendarm USA 
an der Macht hält. 

Graf Spreti, als diplomatischer 
Agent der westdeutschen Monopol- 
bourgeoisie schien die ständige 
Terrorisierung des guatemalteki- 
schen Volkes durch den US-Kon- 
zern „United Fruit-Company" und 
die Militärjunta für normal zu hal- 
ten; denn er fühlte sich, wenn man 
den Reportagen der bürgerlichen 
Presse Glauben schenken darf, in 
Guatemala pudelwohl. 

Die Entführung und Hinrichtung 
des BRD-Botschafters Graf Spreti 
war also kein Mord, sondern eine 
Folgeerscheinung des dort latent 
herrschenden Bürgerkrieges, der 
auch vor Botschafterresidenzen 
nicht halt macht. 

Graf Spreti, als Vertreter der 
westdeutschen Monopolbourgeoisie, 
hatte eindeutig Partei ergriffen für 
die Militärjunta, gegen das Volk. 
Ihm erging es so, wie es in letzten 
Jahren Tausenden von Feinden der 
Militärjunta erging mit dem Unter- 
schied, daß letztere keine bayeri- 
sche Landgrafen, sondern arme 
Landarbeiter und Bauern waren, 
die für eine gerechte Sache kämp- 
fen, für die Befreiung ihres Volkes 
von Imperialismus und Krieg. 

Marxistisch-Leninis tisches 
Autorenkollektiv 

Bochum, den 14. 5. 1972 
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Bericht eines Sozialarbeiters aus einem 

befreiten Gebiet in Süd-Vietnam 

Vier Jahre seit der TET-Neujahrsoffensive von 1968 sind vertan worden. Die Rechnung wird jetzt 
präsentiert, jedoch geschrieben mit dem Blut der Fischer von Quang Tri und der Reisbauern von 
An Loc. Man hat unverändert auf eine militärische Lösung mit Panzern und Bomben gesetzt 
und die Verhandlungen zur Verschleierung ins Leere laufen lassen. 

Die Bevölkerung hat unter den 
Bombardements der amerikani- 
schen Luftwaffe unsäglich zu lei- 
den. Die riesigen achtstrahligen 
B-52-Bomber, die von Thailand 
und Guam aus ihre täglichen 2000- 
t-Bomben über Vietnam abwerfen, 
pflügen die Dörfer und Städte buch- 
stäblich um. Familien, die Bomben- 
abwürfe überleben, verhungern in 
den flachen Bunkern unter den 
Trümmern. 

Und kein Protest, keine Anteil- 
nahme, keine Vermittlung rührt 
sich von Seiten der deutschen Be- 
völkerung, die wie keine andere die 
Erfahrung gemacht hat, wie Bom- 
benangriffe die Zivilbevölkerung 
systematisch vernichten. 

An der Straße von Quang Tri 
nach Hue häufen sich die Leichen, 
man hat große Mühe, alle Verwun- 
deten wegzuschaffen. Wenn die mi- 
litärischen Stützpunkte und Pro- 
vinzhauptstädte schneller fielen, 
würden viele Menschen verschont 
und der Bevölkerung die Angst und 
das Elend der Flucht und Umsied- 
lung gespart. Die Regierung evaku- 
iert systematisch die Städte und 
Dörfer des Plateaus von Kontum 
und Pleiku, um sie anders als An 
Loc, das Schlachtfeld 100 km 
nördlich von Saigon, bei der Über- 
nahme durch die NLF und die HVA 
der amerikanischen Luftwaffe zur 
totalen Bombardierung freizuge- 
ben. 

Die militärische Auseinanderset- 
zung rückt das ganze Land weiter 
in das Feld von Gewalt und Bruta- 
lität hinein, ganz gleich auf welcher 
Seite die Sympathien stehen. Die 
ausländische Einmischung in die 
vietnamesischen Probleme und die 
freigiebigen Waffenlieferanten ha- 
ben die Verantwortlichen der Ge- 
sellschaft in die militärische Be- 
trachtungsweise aller gesellschaft- 
lichen Probleme eingeführt. Zivile 
Maßstäbe sind völlig von militäri- 
schen abgelöst worden. Säbelras- 
selnde Militaristen haben die Ge- 
sellschaft in ein einziges Konzen- 
trationslager von Angst, Kontrolle, 
Unterdrückung und Passivität ver- 
wandelt. Jeder Tag in Uniform und 
mit dem Gewehr in der Hand stößt 
die 2 Mill. Soldaten weiter in die 
systematische Verblödung hinein. 

Die von den US manipulierte und 
vom Volke gehaßte Regierungs- 
und Geschäftsjunta bangt um ihre 
Positionen und Besitztümer und zit- 
tert, wie Nixon sich zwischen Pre- 
stigeverlust und Wahlkampf ent- 
scheiden wird. Niemand ist an der 
Bevölkerung interessiert, wie Se- 
nator Mc. Covern bei seinem letz- 
ten Besuch in Saigon feststellte: 
„Das korrupte und selbstgefällige 
Saigoner Regime ist nicht wert, daß 
auch nur ein weiteres Menschenle- 
ben dafür riskiert wird." Präsident 
Thieu plappert jeden Abend am 
Fernsehen und Radio seine leeren 
Sprüche von der Rettung des Lan- 
des und wettert gegen das Vorrük- 

ken der Kommunisten aus dem 
Norden, wie er seine eigenen Lands- 
leute bezeichnet. Er beschwört das 
Volk, zu ihm zu stehen und feiert 
die Flucht der verängstigten Be- 
völkerung aus den Frontgebieten 
als große Sympathiekundgebung 
für seine Regierung. Alles hängt 
davon ab, wie lange und unter wel- 
chen Verlusten Präsident Nixon das 
künstliche Reich Süd-Vietnams für 
ihn erhalten will. 

Was Le Due Tho in Paris vertritt, 
sendet die Befreiungsfront seit dem 
Beginn der Kämpfe am 30. März 72 
ununterbrochen an alle Gruppen 
und Schichten der Bevölkerung, daß 
der Kampf gegen die amerikani- 
schen Aggressoren gerichtet ist und 
auf die Wiedervereinigung Viet- 
nams zielt, die leider nicht anders 
als mit Waffen erreicht werden 
kann. „Es ist gewiß", sagt Ho Chi 
Minh in seinem Testament vom 
10. Mai 1969 zu seinen Landsleuten, 
„daß unser Vaterland wiederver- 
einigt sein wird. Es ist gewiß, daß 
unsere Landsleute im Süden und im 
Norden wie eine Familie zusam- 
menleben werden." Und weiter: 
„Ich habe nur ein Verlangen, das 
sehnlichste Verlangen, das Streben 
und Wirken für die vollständige 
Unabhängigkeit unseres Landes, 
für die vollkommene Freiheit un- 
seres Volkes, das Streben dafür, daß 
jeder Landsmann Reis und Klei- 
dung hat und zur Schule gehen 
kann." 

Die Gewißheit des Erfolges und 
die Treue zu Ho Chi Minh's Auf- 
trag stecken hinter der bedingungs- 
losen Entschlossenheit, mit der die 
jungen Vietnamesen kämpfen. Viele 
ketten sich an ihr Gewehr, und 
ganze Panzermannschaften lassen 
sich die Füße fesseln. So sagte der 
18jährige Pham Loc, der in Quang 
Tri schwer verwundet in die Ge- 
fangenschaft geriet: „Ho Chi Minh's 
Worte sind für uns Kraft und Hoff- 
nung. Nord- und Süd-Vietnam wer- 
den wiedervereinigt. Dafür bin ich 
bereit zu sterben." 

Westliche Mentalität reicht nicht 
aus, um zu verstehen, was seit Ho 
Chi Minh in Vietnam vor sich geht. 
Bezeichnenderweise heißt Revolu- 
tion, womit man die Befreiungsbe- 
wegung zu erfassen versucht, im 
Vietnamesischen Cach Mang, d. h. 
Neuer Auftrag. Und der Auftrag 
eines Toten hat in Vietnam mehr 
Gewicht als zu seinen Lebzeiten. 

Der an der Kriegssensation, 
orientierten Presse entgeht, was in 
den Dörfern und Weilern ayf dem 
Lande, wie in Binh Dinh und 
Quang Ngai etwa 500 km nördlich 
von Saigon, vor sich geht. Der Auf- 
trag Ho Chi Minh's, die Landbe- 
völkerung zu respektieren und in 
die gesellschaftspolitische Erneu- 
erung des Landes einzuführen, wird 
genau befolgt. Die militärischen 
Stellungen der von der Regierung 
aufgebauten Volksverteidigung 
werden so lange unter Beschüß ge- 

AKTION 218 

klagen an 

FRAUEN stellen 
— die Ärzteschaft — Presse und Werbung — die Kirchen — 
die Parteien — die Justiz — und die pharmazeutische 
Industrie 

vor ein Tribunal, weil sie unsere Interessen 
— nicht vertreten — verschleiern — bekämpfen. 

Wenn es um die Änderung und Abschaffung des § 218 geht, 
— reden z. B. Ärzte über Moral und kassieren für eine 
Abtreibung horrende Summen; — reden die Kirchen über 
das „hohe Gut des werdenden Lebens" und lassen 
millionenfach, ohne Widerspruch, Leben in Obdachlosen- 
siedlungen, Kinder- und Fürsorgeheimen verrotten; 
— reden Juristen über den Zusammenbruch unserer 
Rechtsordnung und wollen nicht sehen, daß trotz Straf- 
androhung abgetrieben wird. 

IN DIESER ÖFFENTLICHEN ANKLAGE WERDEN SICH DIESE HERREN 
ANHÖREN MÜSSEN, WAS WIR FRAUEN IHNEN ZU SAGEN HABEN. 
Der § 218 betrifft nicht alle Frauen in gleicher Weise: 

Die Frau, die über viel Geld verfügt, die Frau, die sich 
entsprechend ausdrücken kann, die rechtskundig ist u n d 
die notwendigen Beziehungen hat, weiß sich auch trotz 
des § 218 zu helfen. Die in jeder Hinsicht unterprivilegierte 
Arbeiterfrau ist als hauptsächlich Betroffene der Härte des 
§ 218 ausgeliefert. 

Deshalb fordern wir: 
— unschädliche Verhütungsmittel auf Krankenschein; — die 
Anwendung der schonenden Abtreibungsmethoden (Va- 
kuumaspiration); — die ersatziose Streichung des § 218; — 
Schwangerschaftsabbruch auf Krankenschein. 

DIE ABSCHAFFUNG DES § 218 IST NUR EIN SCHRITT ZUR BE- 
FREIUNG DER FRAU! 
KOMMEN SIE ZUM FRAUENTRIBUNAL GEGEN DEN § 218! 

Sonntag, 11.6.1972,14.00 Uhr 

im Gürzenich in Köln 
mit 

Wiltrud Fischer, Fasia Jansen 
mit Beiträgen von: 

Degenhardt, Süverstrüp, Floh de Cologne 
Kinder werden betreut. 

Veranstalter: Gruppen der „Aktion 218", Eintritt 3,— DM, 
Vorverkauf 

nommen, bis sich die Miliz ergibt. 
Sie erhält freien Abzug ohne einen 
Mann zu verlieren. Die Stellungen 
werden unter Beteiligung der Be- 
völkerung zerstört und niederge- 
brannt. Unmittelbar darauf werden 
die seit 1965 verbotenen Dorfver- 
sammlungen wieder eingeführt, auf 
denen alle Entwicklungsprobleme 
der Landbevölkerung erörtert wer- 
den wie Landverteilung, Genossen- 
schaftsschulung und Erwachsenen- 
bildung. Die Bauern atmen befreit 
auf und berichten hinter vorgehal- 
tener Hand den Freunden in der 
Provinzhauptstadt von den neu- 
esten Plänen und auch von den 
Possen über Präsident Nixon auf 
den mitternächtlichen Theaterver- 
anstaltungen. 

Die Nationale Befreiungsfront 
bittet täglich über ihren geheimen 
Sender die internationale Welt, da- 
zu beizutragen, daß die Bauern 
Vietnams ihre Waffen aus der Hand 
legen können, um wieder ihre Fel- 
der bestellen und eine neue Gesell- 
schaft aufbauen u können. 

A. Kotte, 11. 5. 72 

Vietnamesische 

Geschichte 
Einmal, genau ist das nicht zu 
sagen, aber es ist sicher, fin- 
den spielende Kinder in der 
Nähe eines volkseigenen Be- 
triebes bei Saigon ein vergilb- 
tes Zeitungsphoto, darunter 
steht: Richard Nixon. Wer ist 
das, fragen die Kinder. Und 
eines, das schon zur Schule 
geht, sagt: Das ist einer, dem 
sie den Prozeß gemacht haben. 
Sonst nichts. 

Peter Maiwald 
aus: Spontan, Nr. 5, Mai 1972 

Kapitalistische 

Hochschulreform 

Analysen 

Dokumente 

Kapitalistische Hochschulreform: 

Am Beispiel 

des Hochschulrahmengesetzes 

K3B9BBHBE1 

MARXISTISCHE 

GRUPPE 

ERLANGEN - 

NÜRNBERG 

ca. 230 Seiten DM 6,50 

Zur Reform 

einzelner Ausbildungsgänge 

Aspekte 

kapitalistischer Bildungspolitik 

und Bildungsplanung 

Zur Einschätzung 

der Hochschulreform i.d. Politik 

linker Gruppen in der BRD 

In Bochum wie alle Titel aus dem Verlag des Politladen Erlangen erhält- 
lich in der Politischen Buchhandlung, Overbergstraße 5. 

Richtigstellung des KSV zum Cumplido-Artikel 

Der KSV hat an allen Stellen seine Bereitschaft zur ideologi- 
schen Auseinandersetzung gezeigt, gleichzeitig sich jedoch be- 
müht, diese nicht auf der Ebene der gegenseitigen Denunziation 
und politischen Gerüchtemacherei zu führen. Alle solche Ver- 
suche haben wir entschieden zurückgewiesen. Wir halten es 
deshalb für richtig, die Unwahrheiten, die in der BSZ Nr. 94 
pber uns vorgetragen wurden, richtigzustellen. 

Professorale Satzungsvorstellungen 

nach dem bayrischen Modell 

Angesichts der geballten Ladung, die die Hochschullehrer der 
Satzungskommission mit ihren Vorstellungen zu den Grund- 
zügen der Fachbereiche vorgelegt haben, bleibt eigentlich nur 
noch eine unkommentierte Blütenlese; die Zitate aus ihren 
Paper mögen für sich sprechen: 

§ee 
Fachbereichsversammlung 

1) Die Fachbereichsversammlung 
besteht aus dem Dekan und 22 
weiteren Mitgliedern: 12 Hoch- 
schullehrern gemäß § 6 HSchG, 
4 wissenschaftlichen Mitarbeitern, 
4 Studenten und 2 nichtwissen- 
schaftlichen Mitarbeitern. In Fach- 
bereichen, in denen die Zahl der 
nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter 
die der wissenschaftlichen Mitar- 
beiter einschließlich der Hochschul- 
lehrer nach § 6 HSchG erreicht, 
kann die Fachbereichsversamm- 
lung 3 nichtwissenschaftliche Mit- 
arbeiter zulassen, wodurch sich die 
Gesamtzahl ihrer Mitglieder ent- 
sprechend erhöht. 

§ff 
4) In persönlichen Angelegenhei- 

ten der Hochschullehrer entscheidet 
an Stelle der Fachbereichsver- 
sammlung die Gesamtheit der 
Hochschullehrer des Fachbereichs. 

5) In persönlichen Angelegenhei- 
ten der wissenschaftlichen Mitar- 
beiter entscheidet die Fachbereichs- 
versammlung ohne die Vertreter 
der Studenten und die (den) nicht- 
wissenschaftlichen Mitarbeiter. 

6) In persönlichen Angelegenhei- 
ten der nichtwissenschaftlichen 
Mitarbeiter entscheidet die Fachbe- 
reichsversammlung ohne die Ver- 
treter der Studenten. 

§ hh 
1) Für Habilitationen ist an Stelle 

der Fachbereichsversammlung die 
Gesamtheit der dem Fachbereich 
angehörenden Habilitierten oder 
nach H 4 besoldeten Lehrkräfte als 
Hochschullehrer zuständig. Hoch- 
schullehrer in diesem Sinne, die das 
gleiche Fach vertreten und anderen 
Fachbereichen angehören, sind mit 
beratender Stimme hinzuzuziehen. 
Die Fachbereichssatzung kann zu- 
lassen, daß auch die übrigen Hoch- 
schullehrer des Fachbereichs und 

kaufen Sie 
Tabak • Zeitungen 
Spirituosen 
Lebensmittel 
Brot + Backwaren 

Jnnkhatte Kotthoff 
(Mensaparkplatz) 

Neu: 

ßuifahrkarien alter firl 

die Vertreter der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter und der Studenten in 
der Fachbereichsversammlung mit 
beratender Stimme teilnehmen, so- 
fern der Kandidat dem nicht wider- 
spricht. 

§M 
1) Der Dekan wird von der Fach- 

bereichsversammlung aus der 
Gruppe der dem Fachbereich ange- 
hörenden Hochschullehrer, die als 
solche Beamte auf Lebenszeit sind, 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 
1 Jahr. Wiederwahl ist möglich, sie 
kann ohne Angabe von Gründen 
abgelehnt werden. 

§ nn 
1) Zur Vorbereitung der Beschlüs- 

se der Fachbereichs Versammlung 
sind 3 ständige Ausschüsse einzu- 
richten: Der Ausschuß für For- 
schung und Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses, der Aus- 
schuß für Studium und Lehre und 
der Ausschuß für Haushalt und Pla- 
nung. Die Besetzung der Ausschüsse 
obliegt der Fachbereichssatzung, doch 
müssen die Hochschullehrer gem. 
§ 6 HSchG mit mindestens 1 Per- 
son mehr vertreten sein als die 
wissenschaftlichen Mitarbeiter zu- 
sammen. 

§ ri- 
ll Die Studienberatung obliegt 

den Fachbereichen. Die Dekane ha- 
ben dafür zu sorgen, daß die Stu- 
dierenden gem. § 18 HSchG beraten 
und die dafür erforderlichen Ein- 
richtungen geschaffen werden. 

2) Die Studienberatung muß sich 
an den Studiengängen orientieren. 
Verwandte Fachbereiche haben für 
die Studienberatung erforderli- 
chenfalls gemeinsame Einrichtun- 
gen zu schaffen. 

(Augenscheinlich die Reaktion 
auf den Uniführer der Studenten- 
schaft.) 

Reifen-domhardt 

Reifenfachhändler 

Runderneuerungs- 
und Vulkanisierbetrieb 

Deta-Batterielager 

Sonderpreise 
für Uni-Angehörige 

463 Bochum 
Wittener Str. 449 • Ruf 55 03 68 
gegenüber Opel-Eingang I 

Völlig unwahr ist die Behauptung 
in der 2. Spalte des Artikels, wo es 
heißt: „Der KSV ... ließ erklären, 
Jose Cumplido sei zu Recht des 
Wohnheims verwiesen und die 
KSV-Genossen verließen vorzeitig 
die Kundgebung, die im Saal des 
Ausländerheims stattfand." 

Richtig ist: KSV und die Be- 
triebszelle Opel der KPD setzten 
sich sofort nach Erscheinen des 
Flugblatts am 28. 4. nachmittags, 
das zur Demonstration am 29. 4. 
aufrief, mit uns bekannten und zu- 
verlässigen spanischen Kollegen in 
Verbindung, um sich über das Ge- 
schehen zu informieren, da dem 
Flugblatt nicht genug über die Hin- 
tergründe zu entnehmen war. Die 
Informationen, die uns die spani- 
schen Kollegen geben konnten, die 
damals der Ansicht waren, Jose 
Cumplido befinde sich wieder in 
Freiheit, widersprachen z. T. dem 
Inhalt des Flugblattes, reichten auf 
alle Fälle für uns nicht aus, sich 
verantwortungsbewußt gegenüber 
den spanischen und deutschen Kol- 
legen mit einer eindeutigen politi- 
schen Begründung und einer kla- 
ren sozialistischen Kampfesperspek 
tive an der Demonstration zu betei- 
ligen. Genossen des KSV und der 
KPD kamen zum Treffpunkt der 
Demonstration, um dort weitere 
Klarheit über den Verbleib Jose 

Cumplidos zu gewinnen. Als sie 
diese von den Veranstaltern der 
Demonstration nicht erhalten konn- 
ten bzw. die Aussagen, z. B. von 
AStA und KSB/ML sich wider- 
sprachen, beschlossen sie, sich nicht 
an der Aktion zu beteiligen und 
verließen den Platz, noch bevor 
sich die Demonstration in Bewe- 
gung setzte. 

Es hat also weder einer unserer 
Genossen erklärt, J. C. sei zu Recht 
des Wohnheims verwiesen worden 
noch ist nur ein einziger unserer 
Genossen bis zur Kundgebung da- 
beigewesen. 

Nach weiteren Ermittlungen des 
Vorfalls stellten wir fest, daß auf 
Jose Cumplido ein Anschlag der 
deutschen Polizei in Kollaboration 
mit der faschistischen spanischen 
Geheimpolizei verübt worden ist. 
Daraufhin beteiligten sich KPD, 
KSV und Liga gegen den Imperi- 
alismus an dem Aktionskomitee 
„Freiheit für Jose Cumplido", un- 
terstützten in diesem Komitee die 
Demonstration am 8. 5., trugen zu 
ihrer Organisierung bei und riefen 
ihre Mitglieder und Sympathisan- 
ten zu dieser Solidaritätsdemon- 
stration auf, an der sich auch zahl- 
reiche Genossen dieser Organisa- 
tionen beteiligten. 
Kommunistischer Studentenver- 

band (KSV) 

Bankrott einer Hochschulpolitik 

Die BSU, stärkste rechte Gruppierung im Studentenparlament, 
ist am Ausflippen; CDU-MdL Brüggemann verrät bereits den 
CDU-Ableger RODS, indem er der BSU Wahlkampfhilfe leistet 
(s. Artikel „Wir brauchen mehr v. Magnis und weniger Westpha- 
lens"). 
Doch untersuchen wir zunächst, was 
wenn überhaupt — von der BSU 
an Hochschulpolitik geleistet wird. 

Contrapunkt, ein „Contra" — 
kein „Pro '-Blatt 

Da gibt's zunächst mal den „Con- 
trapunkt", der sich darin ergeht, be- 
reits in der Tagespresse veröffent- 
lichte Meldungen nochmal aufzu- 
wärmen (letzter Contrapunkt vom 
18. 5. 72: „Landeskirchenrat Römer: 
ESG wird nicht aufgelöst, „25 Räu- 
me der RUB für den Fachbereich 
Wirtschaft", „Sanktionen gegen 
Griechenland (Grass)"; „Hamm — 
Brücher:' Bildungsreform — so 
nicht" etc. etc.), einige verschüch- 
terte Angriffe gegen den AStA und 
die in ihm vertretenen Gruppen zu 
starten (vorzugsweise auf morali- 
schem Niveau) und — ja nun — 
vielmehr bringt er eigentlich nicht. 

Es verwundert natürlich, daß eine 
Gruppe wie die BSU/SLH im letz- 
ten Contrapunkt kein Wort zum 
Vietnamkrieg findet, über den so- 
gar in der bürgerlichen Tagespresse 
schon Unbehagen geäußert wird. 

Zum zweiten erfüllt es dem Leser 
mit Erstaunen, daß BSU/SLH zwar 
für die Wahlen zum Satzungskon- 
vent wirbt, aber keine inhaltliche 
Aussage zu der dort zu verhandeln- 
den Problematik zu machen hat, 
nämlich zur neuen Verfassung der 
RUB. Das ist allerdings logisch, 
wenn man weiß, daß die konstruk- 
tive Satzungsarbeit in der Sat- 
zungskommission ausschließlich 
von „destruktiven" Linken geleistet 

wird. Zum Thema Contrapunkt 
wäre dann nichts mehr zu sagen, es 
steht ja auch nicht viel drin. Die 
zwei erschienenen Flugblätter las- 
sen wir im Interesse der BSU mal 
beiseite. 

Abteilungsarbeit 
Da sieht es natürlich ähnlich fin- 

ster aus. In der Abteilung WiWi, 
einstmals unter Anton v. Magnis 
Hochburg der BSU, war man sei- 
tens BSU/SLH nicht fähig, Kandi- 
daten für den Fachschaftsrat zu 
stellen, während man ja anderer- 
seits mit dem Anspruch auftritt, 
eine (sozialliberale) Alternative zu 
den „Linkschaoten" darzustellen. 
Aus den anderen Abteilungen hört 
man gleichfalls recht wenig. Daß 
diese Gruppe sich da erfrecht (was 
übrigens gleichfalls für den kleinen 
Bruder RCDS gilt), zu den SP-Wah- 
len anzutreten, 
O ohne Konzept; 
# ohne den Ansatz einer hoch- 

schulpolitischen Praxis; 
@ als permanenten Negativ-Ab- 

grenzer, 
bedarf allerdings der Erklärung. 
Und die ist relativ einfach: Apolo- 
geten sind stets Negativabgrenzer; 
ihr Geschwätz von der „Demokra- 
tisierung der Gesellschaft über die 
Hochschule" bleibt angesichts der 
ach so „komplexen Technostruk- 
tur", der Arbeiter wie Unterneh- 
mer gleichfalls ausgeliefert sind, 
eben nur Geschwätz. 

Kurz gesagt: 
bei BSU/SLH findet eine Hoch- 

schulpolitik nicht mehr statt. 
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im Studentenwohnheim 

für Studentin(nen) 

ab 1.7.1972 frei! 

Zu erfragen (täglich 18 — 21 Uhr) 
bei Lotta Wigger 

Glücksburger Str. 27, Zimmer 52 

Ihre Kommilitonen können es bestätigen... 

Reparaturen an allen fiutas 

schneit 

Service, Verkauf 
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Wir reparieren — und tauschen nicht nur aus! 

Voltaire Handbücher 
1 Malcolm X, Schwarze Gewalt. Reden 
Michael Schneider, Revolution der Sprache, 
Sprache der Revolution, DM 6,- 
3, 4, 5 Mao-Tse-Tung, Der Große Strategische 
Plan. Dokumente zur Kulturrevolution. Heraus- 
gegeben von Joachim Schickel, DM 24,— 
6 Ronald Steckel, Bewußtseinserweiternde Drogen. 
Eine umfassende Untersuchung über die 
Funktionsweise von Drogen, DM 10,— 
7 Henri Lefebvre, Aufstand in Frankreich. Zur 
Theorie der Revolution in den hochindustrialisierten 
Ländern, DM 8,- 
8 Benseier, May, Schwenger, Literaturproduzenten! 
Intelligenz im Klassenkampf, DM 9,— 
9 Arno Ploog, Napalm macht frei. 60 politische 
Karikaturen zum Krieg in Vietnam. Mit Texten und 
Materialien von Jürgen Horlemann, DM 6,- 
10/11 Karl Heinz Roth/Eckard Kanzow, Unwissen 
als Ohnmacht. Zum Wechselverhältnis von Kapital 
und Wissenschaft. Sonderausgabe, DM 18,— 
12 Brigitte Heinrich, D-Mark-Imperialismus. 
Deutsche Industrie und Ausbeutung der Dritten 
Welt, DM 16,— 

Voltaire Flugschriften 
2 Jean-Paul Sartre, Warum ich nicht in die 
Vereinigten Staaten reise, DM 1,50 
5 Russell, Sartre, Plädoyer für einen Kriegs- 
verbrecherprozeß, DM 4,— 
12 Abendroth, Dutschke, Nirumand u. a., Bedin- 
gungen u. Organisation des Widerstandes, DM 6,- 
13 Günter Amendt, China. Der deutschen Presse 
Märchenland, DM 2,50 
14 Black Power. Die Ursachen des Guerilla- 
kampfes in den Vereinigten Staaten, DM 2,50 
16 Fidel Castro über Che Guevara, DM 3,— 
20 Stokely Carmichael, Die Dritte Welt, unsere Welt. 
Thesen zur Schwarzen Revolution, DM 4,- 
21 Isaac Deutscher, Der israelisch-arabische Konflikt, 
DM 2,50 
22 Friede mit der DDR, DM 3,- 
23 Peter Weiss, Bericht über Viet Nam, DM 4,— 
24 Williams, Rigg, Großstadtguerilla, DM 3,- 
29 Leo D. Trotzki, Die russische Revolution. 
Mit einem Beitrag von M. Schneider: Stalin oder 
Trotzki — eine falsche Alternative, DM 4,- 
33 H. Schwenger, Für eine IG Kultur. Die Gewerk- 
schaftsfrage eine Bündnisfrage, DM 3,- 

C. M. Schötteldreier 

4630 BOCHUM 

Herner Straße 107 

Telefon 1 4336 

Heißer Empfang für 

Nixon in Salzburg 

Überhaupt mußte es jeden, der 
an der Demonstration teilgenom- 
men hat, die Sprache verschlagen, 
wenn er die „Berichterstattung" der 
reaktionären Presse las: so waren 
am Flugplatz nur noch 50 Demon- 
stranten anwesend, so kam die De- 
monstration nicht geschlossen an, 
sondern wurde vorher von Polizei- 
wagen auseinandergefahren, so 
wurden die Polizeisperren gewalt- 
sam durchbrochen, so rannten Row- 
dies auf dem Flughafen gegen 
einen Polizeikordon an. 

In einer unverschämt verlogenen 
Art und Weise hatte man die Sto- 
ries zusammengeschmiert, die in 
das Weltbild der Bürger hineinpas- 
sen, die Nixon lächelnd und win- 
kend auf dem Flugplatz empfangen 
haben. Aber immerhin und trotz- 
dem, diese Bürger waren zumindest 
Pfingsten in Salzburg in der Min- 
derheit. 

RATSCHLAG FÜR KINOGÄNGER 

von Busby 

hervorragend - STUDIO - ab 26. 5. 
Ferner: Ingmar Bergman: THE TOUCH, Farbe. 1971 Bergman ist hier 
nach mehreren unerträglich verquälten Filmen ein Meisteiwerk ge- 
lungen. Er erzählt beinahe unbeteiligt die Geschichte einer Ehefrau 
auf Abwegen. Der junge Mann, den sie liebt, ist nicht weniger unaus- 
stehlich wie der Gatte patriarchalisch und fade. Ein stiller Film, der 
ohne die aufgesetzte Symbolik, die einem bei Bergman so oft auf die 
Nerven geht, auskommt, der nachdenkt über die Stellung der Frau und 
über die Gewalt der Männer. 

zu empfehlen - CAPITOL - nur 1. 6. 
Stanley Kubrick: 2001 - ODYSSEE IM WELTRAUM. Perfekte Sci-Fi 
mit intellektuellem touch; der metaphorisch im Wahnsinn endende 
Schluß entläßt viele Zuschauer ratlos. Der Film wird leider nicht in 
Vierkanal-Stereo gespielt. 

sehenswert — STUDIO - nur 1. 6. 
Roman Polanski: DAS MESSER IM WASSER. Sein erster Langfilm, 
noch in Polen gedreht, Anfang einer Serie bemerkenswerter Filme, die 
er nun mit MACBETH leider verließ. 

belanglos - INTIMES - ab 2. 6. 
X, Y UND ZEE mit Liz Taylor in einer Neuauflage ihrer Rolle in WER 
HAT ANGST ... Liz gibt ihrem Affen Zucker; was dabei herauskommt, 
ist Theaterdonner. 

Edition 

Voltaire 

1 Berlin 15 
Brandenburgische Str. 38 

fefjss 

links 

Sozialistische Zeitung 

bringt monatlich auf etwa 24 Seiten 
Aktionsmodelle, 
Beiträge zur sozialistischen 
Theorie und Strategie, 
Berichte aus der Linken 
international. 
„links" ist illusionslos, 
undogmatisch - 
eine Zeitung für Theorie der Praxis 
und für Praxis der Theorie. 
Einzelpreis DM 1.20 
Bezugspreis, jährlich, DM 15.-. 
Probenummern bei 
Sozialistisches Büro, 
605 Offenbach 4, Postfach 525. 

Achten Sie 

auf 

Reihe Hanser 
Gary Snyder, Maya 
Band 85. DM 6.80 
Jorge Luis Borges, 
David Brodies Bericht 
Erzählungen. Band 86. DM 5.80 
Boris Arvatov, 
Kunst und Produktion 
Entwurf einer proletarisch-avantgardistischen 
Ästhetik/1921-1930. Band 87. DM 7.80 
Miladin Zivotic, 
Proletarischer Humanismus 
Studien über Mensch, Wert und Freiheit. 
Band 88. DM 9.80 
Gerhard Zacharias (Hrsg.), Das Böse 
Dokumente und Interpretationen, 
Band 89. Ca. DM 6.80 
Marquis de Sade: 
Der Greis In Charenton 
Letzte Aufzeichnungen und Kalkulationen. 
Band 90. Ca. DM 5.80 
Vladimir Kazakov, Meine Begegnungen 
mit Vladimir Kazakov 
Prosa. Band 91. Ca. DM 5.80 
Alfred Jarry, Der Alte vom Berge 
Gedichte, Dramen, Prosa. 
Band 92. Ca. DM 5.80 
Joachim Steffen u.a., 
Fetisch Eigentum 
Wie privat sind Grund und Boden? 
Band 93. Ca. DM 5.80 
Hans Horst Henschen/Reinhard Wetter, 
Anti-Olympia 
Ein Beitrag zur mutwilligen Diffamierung und 
öffentlichen Destruktion der Olympischen 
Spiele und anderer Narreteien. 
Band 94. Ca. DM 6.80 
Horst Bienek, 
Solschenizyn und andere 
Essays. Band 95. Ca. DM 5.80 
Walter Fabian (Hrsg.), Plädoyers für 
eine Europäische Sicherheitskonferenz 
Band 96. Ca. DM 5.80 

In jeder Buchhandlung oder direkt vom 
Carl Hanser Verlag, 8 München 86, 
erhalten Sie den ausführlichen Sonder- 
prospekt 

Von der Bevölkerungsstruktur war Salzburg bestimmt nicht der 
geeignetste Ort für Demonstrationen gegen die amerikanischen 
Kriegsverbrechen In Vietnam. Mit seinen kleinbürgerlichen, 
faschistoiden Bevölkerungsteilen ist Salzburg einer der stärk- 
sten Stützpunkte der österreichischen Neofaschisten. Das 
schlägt sich besonders in der Lokal- und Regionalpresse, die 
allesamt bürgerlich-reaktionäre bis offen faschistische Töne 
spuckt, nieder. Schon Tage vor Nixons Eintreffen in Salzburg 
und den zu erwartenden Demonstrationen begann man mit 
einer systematischen Hetze gegen die linken Gruppen, die in 
der Zeitung der Faschisten ihren Höhepunkt erreichte: Sie rie- 
fen auf, „freiheitliche Aktivistentrupps" zu bilden, die mit Ge- 
walt gegen Demonstranten vorgehen sollten. Diese Trupps tra- 
ten auch teilweise massiv in Erscheinung und verprügelten in 
den Nächten vor den Demonstrationen alles, was ihnen irgend- 
wie nach Linken aussah und sich allein auf die Straße gewagt 
hatte. 

Die Veranstaltungen gegen den US- 
Imperialismus begannen am 
Pfingstsamstag um 14 Uhr mit 
einer Kundgebung nichtrevisioni- 
stischer Gruppen vor dem Haupt- 
bahnhof in Salzburg. Es waren ne- 
ben den Genossen aus ganz Öster- 
reich auch etliche westdeutsche Ge- 
nossen anwesend, die trotz der 
überaus scharfen Grenzkontrollen 
(vgl. Artikel: „SAG-Genössen mit 
Waffengewalt an der Einreise nach 
Salzburg gehindert") — teilweise 
sogar mit Transparenten — nach 
Österreich gekommen waren. An- 
schließend fand um IG Uhr eine 
große Demonstration mit etwa 4000 
bis 5000 Teilnehmern statt, wobei 
die KPÖ und die nichtrevisionisti- 
schen Gruppen etwa gleich stark 
waren. 

Hier muß noch einiges zur KPÖ 
gesagt werden; Die Art ihres Auf- 
tretens wurde in der reaktionären 
Salzburger Presse begrüßt und 
freundlich dargestellt. Es ging vor 
allem um die Frage des Verhält- 
nisses zu den „Linksradikalen". 
Hier machte die KPÖ ähnlich 
„ruhmreiche" Aussagen wie die an- 
deren großen westeuropäischen 
KPs; „Auf die Frage, ob die KPÖ 
bei Ausschreitungen" — gemeint 
sind natürlich die Linksradikalen — 
„die Polizei unterstüzen werde, gab 
Muhri (der österreichische KP- 
Häuptling) eine ausweichende Ant- 
wort, verneinte sie aber nicht aus- 
drücklich." (Salzburger Nachrich- 
ten, Extra-Ausgabe vom 21. 5. 72.) 
Audi den Bochumer Genossen riet 
ein KPÖ-Funktionär bei ihrer An- 
kunft in Salzburg, sie sollten im 
Block der KPÖ mitmarschieren, da 
die „Linksradikalen bewußt die Po- 
lizei provozieren" würden. 

Die zweite Demonstration fand 
um 19 Uhr statt. Teilnehmer: Das 
„sozialistische Indochinakommitee", 
das in etwa JuSo-Positionen ver- 
tritt und nachmittags nicht teilge- 
nommen hatte, und die nichtrevi- 
sionistischen Gruppen; insgesamt 
etwa 2000 bis 2500 Teilnehmer. Der 
Demonstrationsmarsch war ange- 
meldet bis zum Flughafen, geneh- 
migt wurde er aber nur bis zur hal- 
ben Wegstrecke. 

Kurz vor der Polizeisperre, an der 
die Demonstration ihr Ende finden 
sollte, legte der verantwortliche 
Genosse sein „Amt" nieder. Der 
weitere Verlauf wurde zu einem 
Schulbeispiel einer diszipliniert 
durchgeführten Kampfdemonstra- 
tion. Man marschierte in Sechser- 
ketten und im Zick-Zack durch die 
erste Polizeisperre, an der die Po- 
lizisten seltsamerweise noch nicht 
eingriffen — vielleicht hatten sie 
auf ihre Autorität vertraut. 

Im Laufschritt ging es weiter 
Richtung Flughafen. An der zwei- 
ten Sperre war dann allerdings kein 
Durchkommen mehr. Der Konfron- 
tation mit der Polizei und Gendar- 
merie ausweichend zog der Demon- 
strationszug in der Dunkelheit über 
Felder und Wiesen zum Flughafen. 

Als die erste Landebahn erreicht 
war, war von den Polizisten noch 
nicht viel zu sehen, die offensichtlich 
durch das Ausweichmanöver total 
überrumpelt worden waren. Erst 
als die Demonstranten — etwa 1000 
bis 1500 — sich in langen Ketten 
am Rollfeld genau gegenüber der 
Pressetribüne postiert hatten, roll- 
ten die ersten Einsatzwagen an. 

Zu diesem Zeitpunkt geriet aller- 
dings auf Seiten der Demonstran- 
ten die bis dahin vorbildliche Orga- 
nisation durcheinander. Die öster- 
reichischen Genossen hatten wohl 
selbst nicht damit gerechnet, so 
schnell zum Flughafen durchzu- 
kommen, so daß sie die Demonstra- 
tion viel zu früh angesetzt hatten. 
Es war erst kurz nach 21 Uhr, Ni- 
xon sollte jedoch erst gegen 22.30 
Uhr ankommen. Es war nun allen 
klar, daß die günstige Situation 
nicht bis zu diesem Zeitpunkt ge- 
halten werden konnte, allerdings 
wußte auch niemand, was nun zu 
tun sei. 

Probenummer anfordern bei 
Sozialistisches Büro, 
605 Ottenbach 4, Postfach 591 

Diese Demonstration endete mit 
einer von der KPÖ organisierten 
Abschlußkundgebung, auf der aber 
auch wieder die opportunistische 
Einstellung der KPÖ deutlich wur- 
de: in den Reden kein Wort über 
die Bedeutung des revolutionären 
Volkskrieges für die Befreiung Süd- 
Vietnams, sondern nur liberale 
Appelle an die USA, doch bitte end- 
lich bei den Pariser Verhandlungen 
konstruktive Friedensvorschläge zu 
machen; kein Funken einer mate- 
rialistischen Analyse über das We- 
sen des US-Imperialismus, sondern 
nur moralische Empörung über sei- 
ne Verbrechen. (Wobei zu betonen 
ist, daß gegen moralische Empörung 
nichts einzuwenden ist, im Gegen- 
teil, aber nur moralische Empörung 
ist wohl kaum ein ausreichendes 
Mittel zur Niederwerfung des US- 
Imperialismus.) 

Das war die Chance für die Bul- 
len, die nun etwa 500 bis 700 Mann 
stark gegenüber den Demonstran- 
ten Aufstellung nahmen, ausgerü- 
stet mit grauen Regenmänteln, 
Stahlhelmen und Schlagstöcken. 
Anscheinend hatte man besonders 
kantige Schlägertypen für diesen 
Einsatz ausgesucht und diese emo- 
tional aufgehetzt. Mit schwingen- 
den Knüppeln und Kampfgeschrei 
rannten sie auf Befehl amerikani- 
scher FBI- und CIA-Offiziere, die 
den Einsatz leiteten, gegen die De- 
monstranten an. Sie knüppelten al- 
les nieder, was ihnen in den Weg 
kam. Selbst vor verletzten Demon- 
stranten, die schon auf dem Boden 
lagen Und auch vor dem österrei- 
chischen Zukunftsprofessor Robert 
Jungk machten sie nicht halt. Die 
Demonstranten wurden weit ins 
Feld hinein verfolgt mit Schreien 
wie: „Ihr Hunde, Ihr Schweine- 
studenten!" Man nahm auch keine 
Festnahmen, vor sondern schlug 
diejenigen, die man gepackt hatte, 
nochmal hinter dem Absperrungs- 
zaun des Flughafens zusammen. 

Diese brutale Demonstration 
nackter Staatsgewalt wurde in den 
Salzburger Nachrichten als „diszi- 
plinierte Aktion" und „exaktes 
Eingreifen" bezeichnet. 
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Trotz der Entfernung hatten sich 13 Genossen aus Bochum 
auf den Weg nach Salzburg gemacht, um sich an einem gebüh- 
renden Empfang Nixons zu beteiligen. (Vgl. Artikel: „Heißer 
Empfang für Nixon in Salzburg") Uns war schon bekannt, daß 
an den Grenzübergängen mit verschärften Kontrollen zu rech- 
nen war. 
Deshalb wurden circa 2000 BSZ- 
Sondernummern zur Vietnamde- 
monst ration sorgfältig in einem 
recht luxuriösen PKW und nicht im 
auffälligen AStA-Bus versteckt. So 
hatte die Polizei am Grenzüber- 
gang Freilassing keinerlei Handha- 
be gegen die 8 Genossen im Bus, 
nachdem sie alles durchsucht und 
auf den Kopf gestellt hatten. Sie 
verlangten jedoch von diesen Ge- 
nossen, daß sie auf keinen Fall nach 
Salzburg fahren oder dort Station 
machen dürften. 

Nicht so gut erging es den Genos- 
sinnen und Genossen im später 
nachfolgenden PKW. Ein kleiner 
Zollbeamter nahm zunächst Anstoß 
an einer Nichtübereinstimmung 
von Paßbild und Gesicht eines Ge- 
nossen. Als er dann erfuhr, daß es 
sich bei uns um Studenten handel- 
te, schickte er uns sofort an den 
Randstreifen. Gleich begaben sich 
mehrere unauffällige Herren in Zi- 
vil in unsere Richtung. 

Als die BSZ-Packen entdeckt 
wurden, war plötzlich der Teufel 
los. Sehr schnell hatte ein Bulle 
seine Knarre gezogen und drohte, 
auf uns zu schießen, wenn wir ir- 
gendwelche Fluchtversuche unter- 
nehmen würden. Wir wurden alle 
mit Ausnahme des Fahrers in ein 
Zimmer geführt, wo wir — bewacht 
von zeitweise 5 oder 6 Beamten — 
unsere Personalien angeben muß- 
ten. 

Indessen war der Fahrer ge- 
zwungen worden, in eine Tiefgara- 
ge unter der Zollstation zu fahren. 
Dort mußte er die Zeitungen aus- 
laden und später mußten wir ihm 
unter Drohungen von uns beglei- 

tenden zivilen und uniformierten 
Bullen helfen, die Zeitungen wei- 
terzutransportieren. 

Unsere Personalien wurden so- 
fort im Fahndungsbuch überprüft 
und an alle anderen wichtigen 
Grenzübergänge weitergegeben. 
Wir protestierten energisch und 
fragten nach den Namen der Poli- 
zisten sowie nach der rechtlichen 
Grundlage ihres Vorgehens. Man 
erwiderte uns, es würde nicht dis- 
kutiert. Eine Beschlagnahmebe- 
scheinigung für die BSZ und ande- 
re Materialien wurde uns verwei- 
gert. 

Zum Abschluß wurde in jeden 
Paß ein Stempel gedrückt — „Z" = 
zurück. 

Persönlich glaubten einige der 
höher dekorierten Bullen, ihr Vor- 
gehen so begründen zu können: 

„Wir Österreicher können unser 
Land selbst verteidigen." — „Gott 
sei Dank ist Österreich noch ein 
freies Land." — „Solche Leute wie 
Euch können wir in Österreich 
nicht gebrauchen." 

Einem etwas älteren Genossen 
wurde vertraulich nahegelegt, doch 
einen guten Einfluß auf uns auszu- 
üben und uns von unseren „wirren 
Gedankengängen" abzubringen. 

So beschieden blieb uns nichts 
anderes übrig, als dem schönen und 
malerischen Österreich den Rücken 
zu kehren. Als Ersatz für die ent- 
gangene Nixon-Begrüßung konnte 
eine Genossin jedoch nicht umhin, 
einem mlit viel Sternchen verzier- 
ten Polizeibeamten einen gezielten 
Stoß zu versetzen, worauf der 
gleich wieder seine Knarre zog. rr 

Sehr geehrte Herren, 
in der Nummer 94 der BSZ bringen 
Sie einen rührenden Artikel über 
die Leiden der armen Tramper und 
die Widerlichkeiten der kapital- 
kräftigen Autofahrer. 

Es ist nun gar nicht zu bestreiten, 
daß es etliche Angehörige der Uni- 
versität gibt, die sehr gut jeman- 
den mitnehmen könnten und - es 
dennoch nicht tun. Hier trifft die 
Klage des armen Trampers zu. 

Auf der anderen Seite ist es aber 
zum Teil bereits eine Zumutung, 
bei einem Tramper anzuhalten. 
Fährt man nämlich nicht justament 
bis zu dem Ziel, das sich der Tram- 
per gesetzt hat, so wird einem 
„dankend" nein gesagt. Es gehört 
schon eine gehörige Portion Idea- 
lismus dazu, bei mehreren Tram- 
pern anzuhalten, sich eine Absage 
einzuhandeln und dann erneut an- 
zuhalten. 

Zudem, wenn sich der Verfasser 
des Artikels entweder zu dem 
Tramperbahnhof verfügt hätte, den 
sie in den .erläuternden' Fotos zeigen 
oder sich die Mühe gemacht hätte, 
auf sonstige eigene Weise vor dem 
GC-Gebäude stehend zu signali- 
sieren, wohin er einen Lift haben 
möchte, so wäre seine Chance, nicht 
derart unzumutbar lange warten zu 
müssen, sicher sehr viel besser ge- 
wesen. 

Wie gesagt, es ist wirklich ein 
übles Stück, wenn ein Autofahrer 
grinsend und winkend mit Verach- 

Leserbriefe 

zum 

Trampen 
tung an einem Tramper vorbei- 
fährt. Wenn aber die Tramper auf 
der anderen Seite nicht die gut- 
willigen Fahrer dadurch frustrier- 
ten, daß sie nur einen Lift direkt 
bis ans Ziel annehmen ohne zu si- 
gnalisieren, wohin sie denn nun wol- 
len, könnte dies nur zur Verbesse- 
rung der Situation beitragen. Zu- 
dem: Kann keine Vertretung stu- 
dentischer Interessen es organisie- 
ren, daß ein Tramperbahnhof nä- 
her an den G-Gebäuden und nicht 
erst Jenseits des Tales' zu finden 
ist. 

Mit freundlichen Grüßen 
Konrad Beyerle 

Als Autofahrer, der früher trampte, 
heute gerne mitnimmt, nur dies: 

Es ist sicherlich nicht nur egoi- 
stische Borniertheit, wenn die so- 
genannten reichen Leute nicht hal- 
ten, es ist z. B. auch Trägheit, was 
menschlich ist. Wenn nun einer gar 
oftmals schon vergeblich hielt, weil 
die Damen und Herren Kommili- 
tonen ganz andere Zielvorstellun- 
gen hatten als man selbst, so ist 
diese Art von Faulheit sogar ver- 
ständlich, meine ich. Bremsen ist 
ein Vorgang, der vom Hirn aus er- 
muntert wird. Wie wär's mit ein 
wenig Nachhilfen: Gebt zu erken- 
nen, wohin Ihr wollt. Die Schilder 
oben sind offenbar viel zu weit ent- 
fernt. Holt sie entweder näher ran 
oder bastelt Euch eine Schilderkartei: 
UB, Markstraße, Stadtmitte, Essen, 
Recklinghausen, Dortmund etc. Si- 
cherlich zeigt sich dann manch einer 
weniger borniert. P. F. 

Mitnehmen kann ich Sie natürlich nicht, aber den Schirm können 
Sie haben. 

I 
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so nicht, sondern Schild mit Zielangabe 

UM 

O Herr, bete für die 

Ruhr-Universität Bochum! 

Grundsteinlegung für das Kirchenforum Querenburg 

Für Freunde erhabener Feierlichkeit bot sich am Freitag, den 
19. 5.1972 die Gelegenheit mitzuerleben, wie der heilige Pfingst- 
geist über dem Universitätsgelände schwebte. Leider entging 
vielen Studenten die Szene, da sie nicht genügend angekündigt 
war. Nur der, dem die freundlichen Polizisten und die vielen 
schwarzen Dienstwagen aus Arnsberg, Essen, Bielefeld und 
Düsseldorf auffielen, konnte ahnen, daß hier keine Vietnam- 
demonstration stattfand (wie noch einen Abend vorher am Hu- 
semannplatz) sondern etwas wirklich Großes anlag. 

„Hochverehrter Herr Minister 
(Rau), meine Damen und Herren" 
(Präses Thimme), und: „Hochver- 
ehrter Herr Minister, meine Brüder 
und Schwestern" (Bruder Franz 
Hengsbach). Es sprachen nach ih- 
nen mehrere erlauchte Herren, 
auch der hochverehrte Herr Mini- 
ster. Teils beschworen sie den Se- 
gen des Herrn durch das Gebet her- 
ab, teils drangen sie mit mahnen- 
den Bibelsprüchen den Zuhörern 
ins Gewissen (z. B. der evangeli- 
sche Studentenpfarrer), teils be- 
mühten sie auch nur klassisches La- 
tein, um dem neuen Forum Gedei- 
hen zu wünschen. Die sich abwech- 
selnden Sprecher am Mikrofon wa- 
ren neben Rau der Rektor der 
RUB, Sprecher der Kirchengemein- 
den, Pfarrer der Gemeinden, Spre- 
cher der Abteilungen I u. II und 
viele, viele andere. 

Die studentische Vizepräsidentin 
des UP, Sigrun Ladewig, erquickte 
die Anwesenden durch ein öffent- 
liches Gebet, das mit den Worten 
begann: „O Herr, Du kennst die 
Probleme an dieser Uni!", was Prof. 
Ewald nebst einigen Kohlenkeller- 
kindern anscheinend aus den Her- 
zen sprach, denn sie schauten gläu- 
big gelöst zu der Betenden auf. Es 
gab keine bösen Worte und keinen 
Mißklang, es sei denn, jemand ver- 
trüge nicht die ständige Anrufung 
eines Herrn Gott. 

Hübsch ausstaffiert standen, 
durch eine etwa einen Meter hohe 
Mauer vom Mikrofon getrennt, auf 
einem Podest drei Zimmerleute in 
rotem Wams und silbernen Ham- 
merketten und ein Gastarbeiter, der 
freilich auf Folklore verzichtete und 
in einem Anzug repräsentierte. Sie 
alle hörten stumm und andächtig 
zu, als die großen Redner in vielen 
lateinischen Ausdrücken den Geist 
des Hauses näher zu definieren ver- 
suchten, wozu Bruder Franz am 
Ende die Formel bemühte: „Der 
Vater, der Sohn und der heilige 
Pfingstgeist." 

Am Freitag vor Pfingsten um 
16 Uhr ist die RUB noch in Ord- 
nung. LOBET DEN HERREN! 

Bruder Franz, Präses Timme, 
Minister Rau. 

Oic (Ci)rom'U 

9. Mai: Gegen den Berliner Land- 
gerichtsdirektor H. Heinsen, der bei 
seiner Einstellung als Richter seine 
Zugehörigkeit zur NSDAP und an- 
derer Nazi-Organisationen ver- 
schwiegen hatte, wird ein Ermitt- 
lungsverfahren wegen Amtser- 
schleichung eingestellt. Begrün- 
dung der Staatsanwaltschaft: Das 
Delikt sei verjährt. 

10. Mai: 25 Polizeibeamte durchsu- 
chen das Büro eines Anwalts in 
Stuttgart, der des öfteren Linke 
verteidigt hatte. Vorgegebener 
Grund: Der Anwalt habe die BM- 
Gruppe unterstützt. Die Polizisten 
wollen unter anderem die der abso- 
luten Geheimhaltung unterliegen- 
den Handakten des Anwaltbüros 
durchschnüffeln. Telefonanschlüsse 
und Wohnung des Anwalts werden 
offensichtlich schon länger über- 
wacht. 

* 
12. Mai: In Kecklinghausen stirbt 
der 26jährige Arbeiter W. van 
Dam, der eine Woche vorher von 
zwei Polizeibeamten mit dem Gum- 
miknüppel niedergeschlagen wor- 
den war, weil er anläßlich einer 
Blutprobe — so der prügelnde Po- 
lizist — „erheblichen Widerstand" 
leistete. Nach Schlägen mit dem 
Gummiknüppel, so der Beamte, sei 
van Dam „ganz ruhig" gewesen. 
Todesursache nach einwöchiger Be- 
wußtlosigkeit: Gehirnblutungen. 

* 
12. Mai: Der Frankfurter Oberbür- 
germeister Rudi Arndt (SPD) ver- 
bietet die geplante Demonstration 
gegen den Krieg der US-Imperiali- 
sten in Indochina. 

16. Mai: Rund 30 Polizeibeamte 
veranstalten das erste deutsche 
„Großstadtmanöver". In Hamburg 
üben sie Einsatz gegen „Banden" 
und testen dabei Menschen-, Hun- 
de- und Waffenmaterial. 

# 
16. Mai: das Von Schleswig-Holstein 
vorgelegte Landeshochschulgesetz 
orientiert sich am bayrischen Ent- 
wurf. Inhalte u. a.: Ordnungsrecht, 
Weisungsrecht des Kumis beim 
Hausrecht, das an einen Präsiden- 
ten delegiert wird, absolute Mehr- 
heit der Profs in den Gremien (Ver- 
hältnis Profs zu allen anderen 
Gruppen: 6:5). Außerdem sieht der 
Gesetzentwurf die Abfassung der 
verfaßten Studentenschaft vor. 

# 
16. Mai: Eine Demonstration in 
Frankfurt gegen die Schulmisere 
versucht Hessens Kumi Friedeburg 
(SPD) zu verhindern, indem er 
Dienstbefreiungen für Lehrer und 
Unterrichtsbefreiung für Schüler, 
die an der Demonstration teilneh- 
men wollen, ausdrücklich aus- 
schließt. 

16. Mai: Aufrufe zur Lynchhatz auf 
die Linke häufen sich nach den 
Bombenanschlängen. Die „gesamte 
Bevölkerung" wird mehrfach amt- 
licherseits aufgefordert, bei der 
„Dingfestmachung" der Täter be- 
hilflich zu sein. 

* 
18. Mai: An die 100 Rinder sterben 
bei Nordenham (Niedersachsen) an 
Bleivergiftung, die von einem na- 
hegelegenen Werk der Preussag 
verursacht wird. 

18. Mai: In Köln wird die Studen- 
tin E. Köster, Mitglied der Kommu- 
nistischen Hochschulgruppe (KHG) 
vom Rektor der Uni mit „begrenz- 
tem Hausverbot" wegen „Vorle- 
süngsstörung" belegt. 

# 
19. Mai: Ein mutmaßlicher Autodieb 
mußte schwerverletzt in ein Frank- 
furter Krankenhaus eingeliefert 
werden, nachdem ihn ein Polizei- 
beamter „in Notwehr" niederge- 
schossen hat. Der 35jährige war auf 
ihn verfolgende Beamte zugelau- 
fen und griff dabei angeblich in 
seine Hosentasche. Der „auf die 
Beine gezielte" Schuß eines Polizi- 
sten traf ihn in die Hüfte. Eine 
Waffe konnte bei dem Schwerver- 
letzten nicht gefunden werden. 

# 
22. Mai: „Alle erzieherischen und 
disziplinaren Mittel" sollen nach 
Ansicht des neuen BuWe-General- 
inspekteurs Zimmermann „voll 
ausgeschöpft" werden, um die Sol- 
daten zu disziplinieren. Was sich 
beim Bericht des BuWe-Beauftrag- 
ten vor wenigen Wochen bereits 
andeutete, wird nun wahr. Ver- 
stärkt sollen Feldjäger — auch in 
Zivil — „einwandfreies Auftreten 
der Bundeswehrsoldaten in der Öf- 
fentlichkeit sicherstellen" (WAZ). 
23. Mai: Die Bombenanschläge ge- 
ben den Vorwand, mehrere Geset- 
zes-Änderungen „mit absolutem 
„Vorrang" zu behandeln (Genscher) 
Der Polizeiminister meint speziell: 
Bundesgrenzschutzgesetz, Verfas- 
sungsschutzgesetz, Haftrecht. Daß 
Anarchisten (offenbar) den Vor- 
wand geben, ist schlimm genug, 
Genscher kann aber seiner Groß- 
mutter erzählen, daß die Bomben- 
anschläge die zur Begründung für 
vorrangige Behandlung der Gesetze 
herhalten müssen, eben dadurch 
verhindert werden können. 

Merke: Die Verschärfung der po- 
litischen Szenerie kommt auf jeden 
Fall, wenn die Klassenkämpfe — 
und damit sind die Anarcho-Ak- 
tionen nicht gemeint — manifester 
werden. Einen Vorwand finden die 
Herrschenden immer — und sei er 
noch so absurd. 

* 
25. Mai: Das Monopolkapital geht 
offensichtlich zu mittelfristiger Pla- 
nung über, jedenfalls wenn es dar- 
um geht, Umsatzrückgänge auf die 
Arbeiter abzuwälzen: Das VW- 
Werk kündet schon jetzt für den 
Herbst voraussichtlich Kurzarbeit 

/ ENGLISH BLEND 

I 

With Latakia, 
Perique and Cavendish I 

SPEKTRUM 

Bochum - Nordring 65 - Telefon 1 67 35 
Nicht- 
mitgl. 

„RASPUTIN" (Jon Symon), London 
Einmann-Bluesband 

MÜNCHNER RATIONALTHEATER 
„Vom Säugling zum Bückling" 

BRIAN & PHYLIS MOONEY. Sidney 
Australian Folk 

Samstag, 
3. 6. 72 
20 Uhr 
Freitag 
9. 6. 72 
20 Uhr 
Samstag 
17. 6. 72 
20 Uhr 
Mittwochs von 17.00 bis 19.00 Uhr KOSTENLOSE BERATUNG 
FÜR WEHRUNWILLIGE 

Täglich ab 19.00 Uhr für jedermann geöffnet. 

6,- 

9,- 

5- 

Stud. 

5,- 

8,- 

4.- 

Zentrale Demonstration 

zum Gesamthochschul- 

entwicklungsgesetz 

Mittwoch, 31. 5.1972, 

in Dortmund 

Abfahrt 14.00 Uhr am AStA 

Aufnahmeanträge für das 
Ev. Studentenwohnheim 

Reinold von Thadden-Haus, 
Bochum, Laerheidestr. 10, 
für das WS 72/73 werden 

nur bis zum 31. 5.1972 
entgegengenommen. 

BSZ 
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